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Vor dem Hintergrund insbesondere der Änderungen durch das Gesetz zur Vermeidung von 
Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung weiterer 
steuerlicher Vorschriften vom 11. Dezember 2018 (BGBl. I S. 2338, BStBl I S. 1377) 
sowie das Grundrentengesetz vom 12. August 2020 (BGBl. I S. 1879, BStBl 2021 I S. 4) 
nehme ich unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder zur steuerlichen Förderung der betrieblichen Altersversorgung 
wie folgt Stellung:1 

1 Die Änderungen gegenüber dem BMF-Schreiben vom 6. Dezember 2017 (BStBl 2018 I S. 147) sind durch 
Fettdruck hervorgehoben. 
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I. Allgemeines 
 

1 Betriebliche Altersversorgung liegt vor, wenn dem Arbeitnehmer aus Anlass seines 
Arbeitsverhältnisses vom Arbeitgeber Leistungen oder Beiträge zur Absicherung mindestens 
eines biometrischen Risikos (Alter, Tod, Invalidität) zugesagt werden und Ansprüche auf 
diese Leistungen erst mit dem Eintritt des biologischen Ereignisses fällig werden (§ 1 des 
Betriebsrentengesetzes - BetrAVG -). Die Zusage des Arbeitgebers muss somit einem im 
Betriebsrentengesetz geregelten Versorgungszweck dienen, die Leistungspflicht nach 
dem Inhalt der Zusage durch ein im Gesetz genanntes biologisches Ereignis ausgelöst 
werden und durch die vorgesehene Leistung ein im Gesetz angesprochenes 
biometrisches Risiko teilweise übernommen werden (BAG-Urteil vom 16. März 
2010 - 3 AZR 594/09, Rn. 23 ff. -). Werden mehrere biometrische Risiken abgesichert, ist 
aus steuerrechtlicher Sicht die gesamte Vereinbarung/Zusage nur dann als betriebliche 
Altersversorgung anzuerkennen, wenn für alle Risiken die Vorgaben der Rn. 1 bis 7 beachtet 
werden. Keine betriebliche Altersversorgung in diesem Sinne liegt vor, wenn vereinbart ist, 
dass ohne Eintritt eines biometrischen Risikos die Auszahlung an beliebige Dritte (z. B. die 
Erben) erfolgt. Dies gilt für alle Auszahlungsformen (z. B. lebenslange Rente, 
Auszahlungsplan mit Restkapitalverrentung, Einmalkapitalauszahlung und ratenweise 
Auszahlung). Als Durchführungswege der betrieblichen Altersversorgung kommen die 
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Direktzusage (§ 1 Abs. 1 Satz 2 BetrAVG), die Unterstützungskasse (§ 1b Abs. 4 BetrAVG), 
die Direktversicherung (§ 1b Abs. 2 BetrAVG), die Pensionskasse (§ 1b Abs. 3 BetrAVG, 
§ 232 des Versicherungsaufsichtsgesetzes - VAG) oder der Pensionsfonds (§ 1b Abs. 3 
BetrAVG, § 236 VAG) in Betracht. 
 

2 Nicht um betriebliche Altersversorgung handelt es sich, wenn der Arbeitgeber oder eine 
Versorgungseinrichtung dem nicht bei ihm beschäftigten Ehegatten eines Arbeitnehmers 
eigene Versorgungsleistungen zur Absicherung seiner biometrischen Risiken (Alter, Tod, 
Invalidität) verspricht, da hier keine Versorgungszusage aus Anlass eines Arbeitsverhältnisses 
zwischen dem Arbeitgeber und dem Ehegatten vorliegt (§ 1 BetrAVG). Dies gilt 
entsprechend für Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz sowie für 
nichteheliche Lebensgefährtinnen und Lebensgefährten. 
 

3 Das biologische Ereignis ist bei der Altersversorgung das altersbedingte Ausscheiden aus dem 
Erwerbsleben, bei der Hinterbliebenenversorgung der Tod des Arbeitnehmers und bei der 
Invaliditätsversorgung der Invaliditätseintritt, ohne dass es auf den Invaliditätsgrad ankommt. 
Als Untergrenze für betriebliche Altersversorgungsleistungen bei altersbedingtem 
Ausscheiden aus dem Erwerbsleben gilt im Regelfall das 60. Lebensjahr. In Ausnahmefällen 
können betriebliche Altersversorgungsleistungen auch schon vor dem 60. Lebensjahr gewährt 
werden, so z. B. bei Berufsgruppen wie Piloten, bei denen schon vor dem 60. Lebensjahr 
Versorgungsleistungen üblich sind. Ob solche Ausnahmefälle (berufsspezifische 
Besonderheiten) vorliegen, ergibt sich aus Gesetz, Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung. 
Erreicht der Arbeitnehmer im Zeitpunkt der Auszahlung das 60. Lebensjahr, hat aber seine 
berufliche Tätigkeit noch nicht beendet, so ist dies bei den Durchführungswegen 
Direktversicherung, Pensionskasse und Pensionsfonds unschädlich. Zur 
bilanzsteuerrechtlichen Berücksichtigung von Versorgungsleistungen, die ohne die 
Voraussetzung des Ausscheidens aus dem Dienstverhältnis gewährt werden, siehe BMF-
Schreiben vom 18. September 2017 (BStBl I S. 1293). Für Versorgungszusagen, die nach 
dem 31. Dezember 2011 erteilt werden, tritt an die Stelle des 60. Lebensjahres regelmäßig das 
62. Lebensjahr (siehe auch BT-Drucksache 16/3794 vom 12. Dezember 2006, S. 31, unter 
„IV. Zusätzliche Altersvorsorge“ zum RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz vom 
20. April 2007, BGBl. I S. 554). Bei der für die steuerrechtliche Beurteilung maßgeblichen 
Frage, zu welchem Zeitpunkt eine Versorgungszusage erteilt wurde, ist grundsätzlich die zu 
einem Rechtsanspruch führende arbeitsrechtliche bzw. betriebsrentenrechtliche 
Verpflichtungserklärung des Arbeitgebers maßgebend (z. B. Einzelvertrag, 
Betriebsvereinbarung oder Tarifvertrag). Entscheidend ist danach nicht, wann Mittel an die 
Versorgungseinrichtung fließen. Bei kollektiven, rein arbeitgeberfinanzierten 
Versorgungsregelungen ist die Zusage daher in der Regel mit Abschluss der 
Versorgungsregelung bzw. mit Beginn des Dienstverhältnisses des Arbeitnehmers erteilt. Ist 
die erste Dotierung durch den Arbeitgeber erst nach Ablauf einer von vornherein 
arbeitsrechtlich festgelegten Wartezeit vorgesehen, so wird der Zusagezeitpunkt dadurch nicht 
verändert. Im Fall der ganz oder teilweise durch Entgeltumwandlung finanzierten Zusage gilt 
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diese regelmäßig mit Abschluss der erstmaligen Gehaltsänderungsvereinbarung (vgl. auch 
Rn. 9 ff.) als erteilt. Liegen zwischen der Gehaltsänderungsvereinbarung und der erstmaligen 
Herabsetzung des Arbeitslohns mehr als 12 Monate, gilt die Versorgungszusage erst im 
Zeitpunkt der erstmaligen Herabsetzung als erteilt. 
 

3a Bei Eintritt einer Erwerbsminderung, Erwerbsunfähigkeit oder Berufsunfähigkeit wird 
das biometrische Risiko der Invalidität grundsätzlich erfüllt; die Versicherung dieser 
Risiken erfüllt die Voraussetzungen des Betriebsrentengesetzes. Dies gilt auch dann, 
wenn der Leistungsfall nicht zusätzlich daran geknüpft ist, dass der Arbeitnehmer 
tatsächlich durch den Eintritt des Invaliditätsgrades in seiner Berufsausübung 
beeinträchtigt ist. Eine solche Einschränkung lässt sich § 1 Abs. 1 Satz 1 BetrAVG nicht 
entnehmen. Es steht dem Arbeitgeber aber frei, in seiner Versorgungszusage und 
entsprechend in den versicherungsvertraglichen Vereinbarungen den Leistungsfall in 
diesem Sinne einzuschränken. 
 

3b Eine Grundfähigkeitenversicherung dient ebenfalls der Absicherung des biometrischen 
Risikos „Invalidität“, da der Verlust einer Grundfähigkeit zum Eintritt eines 
Invaliditätsgrades führt. Auch eine Grundfähigkeitenversicherung erfüllt daher die 
Voraussetzungen des Betriebsrentengesetzes.  
 

3c Demgegenüber stellt die Versicherung des Risikos einer Arbeitsunfähigkeit, auch wenn 
es sich um eine längerfristige handelt, keine Absicherung des biometrischen Risikos 
„Invalidität“ dar und dient folglich nicht einer betrieblichen Altersversorgung. 
 

3d Ist in den Durchführungswegen Direktversicherung, Pensionskasse und Pensionsfonds 
eine Beitragsfreistellung für bestimmte Zeiten - wie etwa Zeiten der Arbeitsunfähigkeit und 
Zeiten, in der ein Arbeitnehmer Krankengeld erhält - vereinbart, ist dies 
betriebsrentenrechtlich unbedenklich und steht der steuerlichen Anerkennung als 
betriebliche Altersversorgung somit nicht entgegen. 
 

4 Eine Hinterbliebenenversorgung im steuerlichen Sinne darf nur Leistungen an die Witwe/den 
Witwer der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers, die Kinder im Sinne des § 32 Abs. 3, 4 Satz 1 
Nr. 1 bis 3 und Abs. 5 EStG, den früheren Ehegatten oder die Lebensgefährtin/den 
Lebensgefährten vorsehen. Der Arbeitgeber hat bei Erteilung oder Änderung der 
Versorgungszusage zu prüfen, ob die Versorgungsvereinbarung insoweit generell diese 
Voraussetzungen erfüllt; ob im Einzelfall Hinterbliebene in diesem Sinne vorhanden sind, ist 
letztlich vom Arbeitgeber/Versorgungsträger erst im Zeitpunkt der Auszahlung der 
Hinterbliebenenleistung zu prüfen. Als Kind kann auch ein im Haushalt des Arbeitnehmers 
auf Dauer aufgenommenes Kind begünstigt werden, welches in einem Obhuts- und 
Pflegeverhältnis zu ihm steht und nicht die Voraussetzungen des § 32 EStG zu ihm erfüllt 
(Pflegekind/Stiefkind und faktisches Stiefkind). Dabei ist es - anders als bei der Gewährung 
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von staatlichen Leistungen - unerheblich, ob noch ein Obhuts- und Pflegeverhältnis zu einem 
leiblichen Elternteil des Kindes besteht, der ggf. ebenfalls im Haushalt des Arbeitnehmers 
lebt. Es muss jedoch spätestens zu Beginn der Auszahlungsphase der Hinterbliebenenleistung 
eine schriftliche Versicherung des Arbeitnehmers vorliegen, in der, neben der geforderten 
namentlichen Benennung des Pflegekindes/Stiefkindes und faktischen Stiefkindes, bestätigt 
wird, dass ein entsprechendes Kindschaftsverhältnis besteht. Entsprechendes gilt, wenn ein 
Enkelkind auf Dauer im Haushalt der Großeltern aufgenommen und versorgt wird. Bei 
Versorgungszusagen, die vor dem 1. Januar 2007 erteilt wurden, sind für das Vorliegen einer 
begünstigten Hinterbliebenenversorgung die Altersgrenzen des § 32 EStG in der bis zum 
31. Dezember 2006 geltenden Fassung (27. Lebensjahr) maßgebend. Der Begriff des/der 
Lebensgefährten/in ist als Oberbegriff zu verstehen, der auch die gleichgeschlechtliche 
Lebenspartnerschaft mit erfasst. Ob eine gleichgeschlechtliche Lebenspartnerschaft 
eingetragen wurde oder nicht, ist dabei zunächst unerheblich. Für Partner einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft besteht allerdings die Besonderheit, dass sie einander nach 
§ 5 Lebenspartnerschaftsgesetz zum Unterhalt verpflichtet sind. Insoweit liegt eine mit der 
zivilrechtlichen Ehe vergleichbare Partnerschaft vor. Handelt es sich dagegen um eine andere 
Form der nicht ehelichen Lebensgemeinschaft, muss anhand der im BMF-Schreiben vom 
25. Juli 2002 (BStBl I S. 706) genannten Voraussetzungen geprüft werden, ob diese als 
Hinterbliebenenversorgung anerkannt werden kann. Ausreichend ist dabei regelmäßig, dass 
spätestens zu Beginn der Auszahlungsphase der Hinterbliebenenleistung eine Versicherung 
des Arbeitnehmers in Textform vorliegt, in der neben der geforderten namentlichen 
Benennung des/der Lebensgefährten/in bestätigt wird, dass eine gemeinsame 
Haushaltsführung besteht. 
 

5 Die Möglichkeit, andere als die in Rn. 4 genannten Personen als Begünstigte für den Fall des 
Todes des Arbeitnehmers zu benennen, führt steuerrechtlich dazu, dass es sich nicht mehr um 
eine Hinterbliebenenversorgung handelt, sondern von einer Vererblichkeit der 
Anwartschaften auszugehen ist. Gleiches gilt, wenn z. B. bei einer vereinbarten 
Rentengarantiezeit die Auszahlung auch an andere als die in Rn. 4 genannten Personen 
möglich ist. Ist die Auszahlung der garantierten Leistungen nach dem Tod des Berechtigten 
hingegen ausschließlich an Hinterbliebene im engeren Sinne (Rn. 4) möglich, ist eine 
vereinbarte Rentengarantiezeit ausnahmsweise unschädlich. Ein Wahlrecht des 
Arbeitnehmers zur Einmal- oder Teilkapitalauszahlung ist in diesem Fall nicht zulässig. Es 
handelt sich vielmehr nur dann um unschädliche Zahlungen nach dem Tod des Berechtigten, 
wenn die garantierte Rente in unveränderter Höhe (einschließlich Dynamisierungen) an die 
versorgungsberechtigten Hinterbliebenen im engeren Sinne weitergezahlt wird. Dabei ist zu 
beachten, dass die Zahlungen einerseits durch die garantierte Zeit und andererseits durch das 
Vorhandensein von entsprechenden Hinterbliebenen begrenzt werden. Die Zusammenfassung 
von bis zu zwölf Monatsleistungen in einer Auszahlung sowie die gesonderte Auszahlung der 
zukünftig in der Auszahlungsphase anfallenden Zinsen und Erträge sind dabei unschädlich. 
Im Fall der Witwe/des Witwers oder der Lebensgefährtin/des Lebensgefährten wird dabei 
nicht beanstandet, wenn anstelle der Zahlung der garantierten Rentenleistung in unveränderter 
Höhe das im Zeitpunkt des Todes des Berechtigten noch vorhandene „Restkapital“ 
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ausnahmsweise lebenslang verrentet wird. Die Möglichkeit, ein einmaliges angemessenes 
Sterbegeld an andere Personen als die in Rn. 4 genannten Hinterbliebenen auszuzahlen, führt 
nicht zur Versagung der Anerkennung als betriebliche Altersversorgung; bei Auszahlung ist 
das Sterbegeld gem. § 19 EStG oder § 22 Nr. 5 EStG zu besteuern (vgl. Rn. 145 ff.). Im Fall 
der Pauschalbesteuerung von Beiträgen für eine Direktversicherung nach § 40b EStG in der 
am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung (§ 40b EStG a. F.) ist es ebenfalls unschädlich, 
wenn eine beliebige Person als Bezugsberechtigte für den Fall des Todes des Arbeitnehmers 
benannt wird. Zur bilanzsteuerrechtlichen Berücksichtigung von vererblichen 
Versorgungsanwartschaften und Versorgungsleistungen siehe Rn. 11 des BMF-Schreibens 
vom 18. September 2017 (BStBl I S. 1293). 
 

6 Keine betriebliche Altersversorgung liegt vor, wenn zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
die Vererblichkeit von Anwartschaften vereinbart ist. Auch Vereinbarungen, nach denen 
Arbeitslohn gutgeschrieben und ohne Abdeckung eines biometrischen Risikos zu einem 
späteren Zeitpunkt (z. B. bei Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis) ggf. mit Wertsteigerung 
ausgezahlt wird, sind nicht dem Bereich der betrieblichen Altersversorgung zuzuordnen. 
Gleiches gilt, wenn von vornherein eine Abfindung der Versorgungsanwartschaft, z. B. zu 
einem bestimmten Zeitpunkt oder bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen, vereinbart ist 
und dadurch nicht mehr von der Absicherung eines biometrischen Risikos ausgegangen 
werden kann. Demgegenüber führt allein die Möglichkeit einer Beitragserstattung 
einschließlich der gutgeschriebenen Erträge bzw. einer entsprechenden Abfindung für den 
Fall des Ausscheidens aus dem Dienstverhältnis vor Erreichen der gesetzlichen 
Unverfallbarkeit und/oder für den Fall des Todes vor Ablauf einer arbeitsrechtlich 
vereinbarten Wartezeit sowie der Abfindung einer Witwenrente/Witwerrente für den Fall der 
Wiederheirat noch nicht zur Versagung der Anerkennung als betriebliche Altersversorgung. 
Ebenfalls unschädlich für das Vorliegen von betrieblicher Altersversorgung ist die Abfindung 
vertraglich unverfallbarer Anwartschaften; dies gilt sowohl bei Beendigung als auch während 
des bestehenden Arbeitsverhältnisses. Zu den steuerlichen Folgen im Auszahlungsfall siehe 
Rn. 145 ff. 
 

7 Bei Versorgungszusagen, die vor dem 1. Januar 2005 erteilt wurden, ist es nicht zu 
beanstanden, wenn in den Versorgungsordnungen in Abweichung von den Rn. 1 ff. die 
Möglichkeit einer Elternrente oder der Beitragserstattung einschließlich der gutgeschriebenen 
Erträge an die in Rn. 4 genannten Personen im Fall des Versterbens vor Erreichen der 
Altersgrenze und in Abweichung von Rn. 34 lediglich für die zugesagte Altersversorgung, 
nicht aber für die Hinterbliebenen- oder Invaliditätsversorgung die Auszahlung in Form einer 
Rente oder eines Auszahlungsplans vorgesehen ist. Dagegen sind Versorgungszusagen, die 
nach dem 31. Dezember 2004 aufgrund von Versorgungsordnungen erteilt werden, die die 
Voraussetzungen dieses Schreibens nicht erfüllen, aus steuerlicher Sicht nicht mehr als 
betriebliche Altersversorgung anzuerkennen; eine steuerliche Förderung ist hierfür nicht mehr 
möglich. Im Fall der nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuerten (Alt-)Direktversicherungen 
gilt nach Rn. 5 weiterhin keine Begrenzung bezüglich des Kreises der Bezugsberechtigten. 
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II. Lohnsteuerliche Behandlung von Zusagen auf Leistungen der betrieblichen 
Altersversorgung 

 
1. Allgemeines 
 

8 Der Zeitpunkt des Zuflusses von Arbeitslohn richtet sich bei einer durch Beiträge des 
Arbeitgebers (einschließlich Entgeltumwandlung oder anderer Finanzierungsanteile des 
Arbeitnehmers, vgl. Rn. 26) finanzierten betrieblichen Altersversorgung nach dem 
Durchführungsweg der betrieblichen Altersversorgung (vgl. auch R 40b.1 LStR zur 
Abgrenzung). Bei der Versorgung über eine Direktversicherung, eine Pensionskasse oder 
einen Pensionsfonds liegt Zufluss von Arbeitslohn im Zeitpunkt der Zahlung der Beiträge 
durch den Arbeitgeber an die entsprechende Versorgungseinrichtung vor. Erfolgt die 
Beitragszahlung durch den Arbeitgeber vor „Versicherungsbeginn“, liegt ein Zufluss von 
Arbeitslohn jedoch erst im Zeitpunkt des „Versicherungsbeginns“ vor. Die Einbehaltung der 
Lohnsteuer richtet sich nach § 38a Abs. 1 und 3 EStG (vgl. auch R 39b.2, 39b.5 und 
39b.6 LStR). Bei der Versorgung über eine Direktzusage oder Unterstützungskasse fließt der 
Arbeitslohn erst im Zeitpunkt der Zahlung der Altersversorgungsleistungen an den 
Arbeitnehmer zu. 
 
2. Entgeltumwandlung zugunsten betrieblicher Altersversorgung 
 

9 Um durch Entgeltumwandlung finanzierte betriebliche Altersversorgung handelt es sich, 
wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer vereinbaren, künftige Arbeitslohnansprüche zugunsten 
einer betrieblichen Altersversorgung herabzusetzen (Umwandlung in eine wertgleiche 
Anwartschaft auf Versorgungsleistungen - Entgeltumwandlung -, § 1 Abs. 2 Nr. 3 BetrAVG). 
 

10 Davon zu unterscheiden sind die eigenen Beiträge des Arbeitnehmers, zu deren Leistung er 
aufgrund einer eigenen vertraglichen Vereinbarung mit der Versorgungseinrichtung originär 
selbst verpflichtet ist. Diese eigenen Beiträge des Arbeitnehmers zur betrieblichen 
Altersversorgung werden aus dem bereits zugeflossenen und versteuerten Arbeitsentgelt 
geleistet (vgl. auch Rn. 26). 
 

11 Eine Herabsetzung von Arbeitslohnansprüchen zugunsten betrieblicher Altersversorgung ist 
steuerlich als Entgeltumwandlung auch dann anzuerkennen, wenn die in § 1 Abs. 2 Nr. 3 
BetrAVG geforderte Wertgleichheit außerhalb versicherungsmathematischer Grundsätze 
berechnet wird. Entscheidend ist allein, dass die Versorgungsleistung zur Absicherung 
mindestens eines biometrischen Risikos (Alter, Tod, Invalidität) zugesagt und erst bei Eintritt 
des biologischen Ereignisses fällig wird. 
 

12 Die Herabsetzung von Arbeitslohn (laufender Arbeitslohn, Einmal- und Sonderzahlungen) 
zugunsten der betrieblichen Altersversorgung wird aus Vereinfachungsgründen grundsätzlich 
auch dann als Entgeltumwandlung steuerlich anerkannt, wenn die 
Gehaltsänderungsvereinbarung bereits erdiente, aber noch nicht fällig gewordene Anteile 
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umfasst. Dies gilt auch, wenn eine Einmal- oder Sonderzahlung einen Zeitraum von mehr als 
einem Jahr betrifft. 
 

13 Bei einer Herabsetzung laufenden Arbeitslohns zugunsten einer betrieblichen 
Altersversorgung hindert es die Annahme einer Entgeltumwandlung nicht, wenn der bisherige 
ungekürzte Arbeitslohn weiterhin Bemessungsgrundlage für künftige Erhöhungen des 
Arbeitslohns oder andere Arbeitgeberleistungen (wie z. B. Weihnachtsgeld, Tantieme, 
Jubiläumszuwendungen, betriebliche Altersversorgung) bleibt, die Gehaltsminderung zeitlich 
begrenzt oder vereinbart wird, dass der Arbeitnehmer oder der Arbeitgeber sie für künftigen 
Arbeitslohn einseitig ändern können. 
 
3. Behandlung laufender Zuwendungen und Sonderzahlungen des Arbeitgebers an 

einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder für eine Direktversicherung (§ 19 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 EStG) 

 
a) Sonderzahlungen und Sanierungsgelder an umlagefinanzierte Pensionskassen 
 

14 Laufende Zuwendungen sind regelmäßig fortlaufend geleistete Zahlungen des Arbeitgebers 
für eine betriebliche Altersversorgung an eine Pensionskasse, die nicht im 
Kapitaldeckungsverfahren, sondern im Umlageverfahren finanziert wird. Hierzu gehören 
insbesondere Umlagen an die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder - VBL - bzw. an 
eine kommunale Zusatzversorgungskasse. 
 

15 Sonderzahlungen des Arbeitgebers sind insbesondere Zahlungen, die an die Stelle der bei 
regulärem Verlauf zu entrichtenden laufenden Zuwendungen treten oder neben laufenden 
Beiträgen oder Zuwendungen entrichtet werden und zur Finanzierung des nicht 
kapitalgedeckten Versorgungssystems dienen. Hierzu gehören beispielsweise Zahlungen, die 
der Arbeitgeber anlässlich seines Ausscheidens aus einem umlagefinanzierten 
Versorgungssystem, des Wechsels von einem umlagefinanzierten zu einem anderen 
umlagefinanzierten Versorgungssystem oder der Zusammenlegung zweier nicht 
kapitalgedeckter Versorgungssysteme zu leisten hat. Keine Sonderzahlungen des Arbeitgebers 
sind hingegen Zahlungen, die der Arbeitgeber wirtschaftlich nicht trägt, sondern die mittels 
Entgeltumwandlung finanziert, als Eigenanteil des Arbeitnehmers oder Ähnliches erbracht 
werden. 
 

16 Beispiel zum Wechsel der Zusatzversorgungskasse (ZVK): 
 
Die ZVK A wird auf die ZVK B überführt. Der Umlagesatz der ZVK A betrug bis zur 
Überführung 6 % vom zusatzversorgungspflichtigen Entgelt. Die ZVK B erhebt nur 4 % vom 
zusatzversorgungspflichtigen Entgelt. Der Arbeitgeber zahlt nach der Überführung auf die 
ZVK B für seine Arbeitnehmer zusätzlich zu den 4 % Umlage einen festgelegten Betrag, 
durch den die Differenz bei der Umlagenhöhe (6 % zu 4 % vom zusatzversorgungspflichtigen 
Entgelt) ausgeglichen wird. 



 
Seite 11  

Bei dem Differenzbetrag, den der Arbeitgeber nach der Überführung auf die ZVK B 
zusätzlich leisten muss, handelt es sich um eine steuerpflichtige Sonderzahlung gem. § 19 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 Halbsatz 2 Buchstabe b EStG, die mit 15 % gem. § 40b Abs. 4 
EStG pauschal zu besteuern ist (vgl. Rn. 84). 
 

17 Zu den nicht zu besteuernden Sanierungsgeldern gehören die Sonderzahlungen des 
Arbeitgebers, die er anlässlich der Umstellung der Finanzierung des Versorgungssystems von 
der Umlagefinanzierung auf die Kapitaldeckung für die bis zur Umstellung bereits 
entstandenen Versorgungsverpflichtungen oder -anwartschaften noch zu leisten hat. Gleiches 
gilt für die Zahlungen, die der Arbeitgeber im Fall der Umstellung auf der Leistungsseite für 
diese vor Umstellung bereits entstandenen Versorgungsverpflichtungen und -anwartschaften 
in das Versorgungssystem leistet. Davon ist z. B. auszugehen, wenn 

− eine deutliche Trennung zwischen bereits entstandenen und neu entstehenden 
Versorgungsverpflichtungen sowie -anwartschaften sichtbar wird (vgl. auch Rn. 19a), 

− der finanzielle Fehlbedarf zum Zeitpunkt der Umstellung hinsichtlich der bereits 
entstandenen Versorgungsverpflichtungen sowie -anwartschaften ermittelt wird und 

− dieser Betrag ausschließlich vom Arbeitgeber als Zuschuss geleistet wird. 
 
Solange ein zusätzlicher Finanzierungsbedarf in Form von Sanierungsgeldern besteht, 
ist kein Raum für eine Reduzierung von Umlagen. Bei sinkendem Finanzierungsbedarf 
reduzieren sich vielmehr zunächst die nicht zu besteuernden Sanierungsgelder. Dies 
betrifft auch Fälle, in denen laufende Umlagezahlungen vorübergehend ausgesetzt 
werden. 
 

18 Beispiel zum Sanierungsgeld: 
 
Die ZVK A stellt ihre betriebliche Altersversorgung auf der Finanzierungs- und 
Leistungsseite um. Bis zur Systemumstellung betrug die Umlage 6,2 % vom 
zusatzversorgungspflichtigen Entgelt. Nach der Systemumstellung beträgt die Zahlung 
insgesamt 7,7 % vom zusatzversorgungspflichtigen Entgelt. Davon werden 4 % zugunsten der 
nun im Kapitaldeckungsverfahren finanzierten Neuanwartschaften und 3,7 % für die 
weiterhin im Umlageverfahren finanzierten Anwartschaften einschließlich eines 
Sanierungsgeldes geleistet. 
 
Die Ermittlung des nicht zu besteuernden Sanierungsgeldes erfolgt nach § 19 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 Satz 4 Halbsatz 2 EStG. Ein solches, nicht zu besteuerndes Sanierungsgeld liegt nur vor, 
soweit der bisherige Umlagesatz überstiegen wird. 
 
Zahlungen nach der Systemumstellung insgesamt     7,7 % 
Zahlungen vor der Systemumstellung     6,2 % 
nicht zu besteuerndes Sanierungsgeld     1,5 % 
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Ermittlung der weiterhin nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 1 EStG grundsätzlich zu 
besteuernden Umlagezahlung: 
 
nach der Systemumstellung geleistete Zahlung für das 
Umlageverfahren einschließlich des Sanierungsgeldes   3,7 % 
nicht zu besteuerndes Sanierungsgeld      1,5 % 
grundsätzlich zu besteuernde Umlagezahlung    2,2 % 
 

18a Eine Differenzrechnung nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 4 Halbsatz 2 EStG entfällt, wenn 
es an laufenden und wiederkehrenden Zahlungen entsprechend dem periodischen Bedarf fehlt, 
also das zu erbringende Sanierungsgeld als Gesamtfehlbetrag feststeht und lediglich ratierlich 
getilgt wird. 
 
b) Sonstige Sonderzahlungen des Arbeitgebers 
 

19 Nicht zu besteuernder Arbeitslohn nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 Halbsatz 1 
Buchstabe b EStG sind Sonderzahlungen des Arbeitgebers an eine externe 
Versorgungseinrichtung (Pensionsfonds, Pensionskasse oder Direktversicherung), die neben 
den laufenden Beiträgen und Zuwendungen erbracht werden und 

- der Wiederherstellung einer angemessenen Kapitalausstattung nach unvorhersehbaren 
Verlusten oder 

- der Finanzierung der Verstärkung der Rechnungsgrundlagen aufgrund einer 
unvorhersehbaren und nicht nur vorübergehenden Änderung der Verhältnisse dienen. 

 
Dabei dürfen die Sonderzahlungen nicht zu einer Absenkung des laufenden Beitrags führen 
oder durch eine Absenkung des laufenden Beitrags ausgelöst werden.  
 
Die vorstehenden Voraussetzungen sind insbesondere beim Vorliegen folgender Sachverhalte 
dem Grunde nach erfüllt: 

- Einbruch am Kapitalmarkt, 
- Anstieg der Invaliditätsfälle, 
- gestiegene Lebenserwartung, 
- Niedrigzinsumfeld, 
- Satzungsänderungen nach § 234 Abs. 7 VAG. 

 
19a Werden zwei Abrechnungsverbände eines Versorgungswerks einschließlich des 

gesamten Verpflichtungs- und Vermögensbestandes unter gleichzeitiger Umstellung des 
Finanzierungssystems in einen gemeinsamen Abrechnungsverband zusammengefasst 
und von den Beteiligten künftig gemeinschaftlich mittels laufender Pflichtbeiträge 
finanziert, können erforderliche Angleichungsbeträge aufgrund unterschiedlicher 
Deckungslücken als Sonderzahlungen im Sinne des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 
Halbsatz 1 Buchstabe b EStG anzusehen sein. Durch die Zusammenfassung der bisher 
getrennten Abrechnungsverbände besteht aber keine Möglichkeit mehr, nicht 
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steuerbare Sanierungsgelder im Sinne des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 Halbsatz 1 
Buchstabe d EStG zu erheben (Aufgabe des Trennungsprinzips zwischen 
Altverpflichtungen und neu erworbenen Anwartschaften; siehe Rn. 17). Nach der 
Zusammenfassung der Abrechnungsverbände und Umstellung des 
Finanzierungssystems kommt eine erneute Anwendung des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 
Satz 2 Halbsatz 1 Buchstabe b EStG nur noch für mögliche, sich (später) neu ergebende 
Änderungen der Verhältnisse in Betracht. 
 

20 Um steuerpflichtigen Arbeitslohn handelt es sich hingegen bei Sonderzahlungen, die der 
Arbeitgeber an eine externe Versorgungseinrichtung der betrieblichen Altersversorgung 
erbringt 

- wegen Verlusten aus Einzelgeschäften oder 
- bei Fehlbeträgen, die durch früher gesetzte Risiken verursacht worden sind (z. B. 

Kalkulationsfehler, Insolvenzrisiken). 
 

21 Die konkrete Höhe der nicht als Arbeitslohn zu besteuernden Sonderzahlungen des 
Arbeitgebers ist im jeweiligen Einzelfall unter Beachtung der 
versicherungsaufsichtsrechtlichen Vorgaben durch einen Aktuar festzustellen. 
 

22 Für die Anwendung des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 Halbsatz 1 Buchstabe b EStG ist es 
unerheblich, ob es sich bei der Sonderzahlung des Arbeitgebers um eine einmalige 
Kapitalzahlung oder um eine regelmäßige Zahlung (z. B. einen satzungsmäßig vorgesehenen 
Sonderzuschlag) neben den laufenden Beiträgen und Zuwendungen handelt. 
 

22a Die Bildung eines Gründungsstocks im Sinne des § 178 Abs. 5 VAG stellt grundsätzlich 
keine Sonderzahlung im Sinne des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 EStG dar, weil es sich 
um Darlehensmittel handelt. Entfällt der Darlehenscharakter des Gründungsstocks im 
Nachhinein, z. B. weil auf die Rückzahlung verzichtet wird oder das Darlehen als 
uneinbringlich anzusehen ist, liegt zu diesem Zeitpunkt eine Sonderzahlung vor. Die 
Sonderzahlung gehört nicht zum Arbeitslohn, soweit nach den vertraglichen 
Vereinbarungen die Bereitstellung und der Abruf der Darlehensmittel den unter § 19 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 Halbsatz 1 EStG bezeichneten Zwecken diente. 
 
4. Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG 
 
a) Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG 
 
aa) Begünstigter Personenkreis 
 

23 Zu dem, durch § 3 Nr. 63 EStG begünstigten Personenkreis gehören alle Arbeitnehmer 
(§ 1 LStDV), unabhängig davon, ob sie in der gesetzlichen Rentenversicherung 
pflichtversichert sind oder nicht (z. B. beherrschende Gesellschafter-Geschäftsführer, 
geringfügig Beschäftigte, in einem berufsständischen Versorgungswerk Versicherte). 
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24 Die Steuerfreiheit setzt lediglich ein bestehendes erstes Dienstverhältnis voraus. Diese 

Voraussetzung kann auch erfüllt sein, wenn es sich um ein weiterbestehendes 
Dienstverhältnis ohne Anspruch auf Arbeitslohn (z. B. während der Elternzeit, der Pflegezeit, 
des Bezugs von Kurzarbeiter- oder Krankengeld) oder ein geringfügiges 
Beschäftigungsverhältnis oder eine Aushilfstätigkeit handelt, bei der die Möglichkeit der 
Pauschalbesteuerung nach § 40a EStG in Anspruch genommen wird. In diesen Fällen ist, da 
die elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM-Daten) nicht abgerufen werden, 
mittels Erklärung des Arbeitnehmers zu dokumentieren, dass es sich um ein erstes 
Dienstverhältnis handelt. Die Steuerfreiheit ist nicht bei Arbeitnehmern zulässig, bei denen 
der Arbeitgeber den Lohnsteuerabzug nach der Steuerklasse VI vornimmt. 
 
bb) Begünstigte Aufwendungen 
 

25 Zu den nach § 3 Nr. 63 EStG begünstigten Aufwendungen gehören nur Beiträge an 
Pensionsfonds, Pensionskassen und Direktversicherungen, die zum Aufbau einer 
betrieblichen Altersversorgung (Rn. 1 ff.) im Kapitaldeckungsverfahren erhoben werden. Für 
Umlagen, die vom Arbeitgeber an eine Versorgungseinrichtung entrichtet werden, kommt die 
Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG dagegen nicht in Betracht (siehe aber § 3 Nr. 56 EStG, 
Rn. 76 ff.). Werden sowohl Umlagen als auch Beiträge im Kapitaldeckungsverfahren 
erhoben, gehören Letztere nur dann zu den begünstigten Aufwendungen, wenn eine getrennte 
Verwaltung und Abrechnung beider Vermögensmassen erfolgt (Trennungsprinzip). 
 

26 Steuerfrei sind nur Beiträge des Arbeitgebers. Das sind diejenigen Beiträge, die vom 
Arbeitgeber als Versicherungsnehmer (bzw. im Fall des § 21 Abs. 4 BetrAVG von einer 
gemeinsamen Einrichtung nach § 4 des Tarifvertragsgesetzes) selbst geschuldet und an die 
Versorgungseinrichtung geleistet werden. Von Beiträgen des Arbeitgebers ist auch 
auszugehen, wenn der jeweilige Arbeitgeber nicht Versicherungsnehmer, sondern 
gegenüber der Versorgungseinrichtung lediglich Beitragsschuldner ist. Dazu gehören 

- die Beiträge des Arbeitgebers, die zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
erbracht werden (rein arbeitgeberfinanzierte Beiträge), sowie 

- alle im Gesamtversicherungsbeitrag des Arbeitgebers enthaltenen Finanzierungsanteile 
des Arbeitnehmers (BFH-Urteil vom 9. Dezember 2010 - VI R 57/08 -, BStBl 2011 II 
S. 978) wie z. B. 
• eine Eigenbeteiligung des Arbeitnehmers oder 
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• die mittels Entgeltumwandlung finanzierten Beiträge (vgl. Rn. 9 ff.), 
einschließlich der Leistungen des Arbeitgebers im Sinne des § 1a Abs. 1a und 
§ 23 Abs. 2 BetrAVG2, die er als Ausgleich für die ersparten 
Sozialversicherungsbeiträge in Folge einer Entgeltumwandlung erbringt. Im 
Fall der Finanzierung der Beiträge durch eine Entgeltumwandlung ist die 
Beachtung des Mindestbetrags gem. § 1a BetrAVG für die Inanspruchnahme 
der Steuerfreiheit nicht erforderlich. 

Beiträge des Arbeitnehmers, zu deren Leistung er aufgrund einer eigenen vertraglichen 
Vereinbarung mit der Versorgungseinrichtung originär selbst verpflichtet ist (sog. eigene 
Beiträge des Arbeitnehmers), sind dagegen vom Anwendungsbereich des § 3 Nr. 63 EStG 
ausgeschlossen, auch wenn sie vom Arbeitgeber an die Versorgungseinrichtung abgeführt 
werden. 
 

26a Macht ein Arbeitnehmer (z. B. aufgrund eines entsprechenden Tarifvertrags) von der 
Möglichkeit Gebrauch, zusätzliche vermögenwirksame Leistungen des Arbeitgebers für 
den Aufbau einer betrieblichen Altersversorgung über die Durchführungswege 
Pensionsfonds, Pensionskasse oder Direktversicherung im Rahmen einer 
Entgeltumwandlung zu verwenden, fallen diese Beiträge in den Anwendungsbereich des 
§ 3 Nr. 63 EStG. Dies gilt auch für in diesem Zusammenhang gewährte 
Erhöhungsbeträge des Arbeitgebers (z. B. erhöhter Beitrag zur betrieblichen 
Altersversorgung i. H. v. 26 € statt vermögenswirksamer Leistungen i. H. v. 6,65 €) und 
für Erhöhungsbeträge des Arbeitgebers, die von einer zusätzlichen Entgeltumwandlung 
abhängen (z. B. erhöhter Beitrag zur betrieblichen Altersversorgung i. H. v. 50 €, wenn 
der Arbeitnehmer 13 € seines Arbeitslohns umwandelt). 
 

27 Die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG kann nur dann in Anspruch genommen werden, wenn 
der vom Arbeitgeber zur Finanzierung der zugesagten Versorgungsleistung gezahlte Beitrag 

                                                 
2 Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales weist in diesem Zusammenhang auf Folgendes hin: 
 
§ 1a Abs. 1a und § 23 Abs. 2 BetrAVG sehen ausdrücklich vor, dass der Arbeitgeberzuschuss nur zu leisten ist, 
„soweit der Arbeitgeber durch die Entgeltumwandlung Sozialversicherungsbeiträge einspart“. Ist das nicht der 
Fall, etwa wenn Entgelt oberhalb einer Beitragsbemessungsgrenze umgewandelt wird, ist insoweit auch kein 
Arbeitgeberzuschuss fällig. Wird Entgelt bspw. im Bereich zwischen der Beitragsbemessungsgrenze in der 
gesetzlichen Krankenversicherung und der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung 
umgewandelt, kann der Arbeitgeber „spitz“ abrechnen, er kann aber auch 15 % des umgewandelten Beitrags an 
die Versorgungseinrichtung weiterleiten. Wie die Weiterleitung des Arbeitgeberzuschusses an die 
Versorgungseinrichtung technisch umgesetzt wird, obliegt den Beteiligten. So kann der Arbeitgeberzuschuss 
zusätzlich zu dem vereinbarten Entgeltumwandlungsbetrag an die Versorgungseinrichtung weitergeleitet 
werden. Sofern die Versorgungeinrichtung nicht bereit ist, den Vertrag entsprechend anzupassen, kommt der 
Neuabschluss eines Vertrages nur für den Arbeitgeberzuschuss in Betracht. Denkbar ist aber auch z. B. eine 
Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, wonach der an die Versorgungseinrichtung 
abzuführende Betrag gleich bleibt und künftig neben einem entsprechend verminderten umgewandelten Entgelt 
den Arbeitgeberzuschuss enthält. 
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nach bestimmten individuellen Kriterien dem einzelnen Arbeitnehmer zugeordnet wird. 
Allein die Verteilung eines vom Arbeitgeber gezahlten Gesamtbeitrags nach der Anzahl der 
begünstigten Arbeitnehmer genügt hingegen für die Anwendung des § 3 Nr. 63 EStG nicht. 
Für die Anwendung des § 3 Nr. 63 EStG ist nicht Voraussetzung, dass sich die Höhe der 
zugesagten Versorgungsleistung an der Höhe des eingezahlten Beitrags des Arbeitgebers 
orientiert, da der Arbeitgeber nach § 1 BetrAVG nicht nur eine reine Beitragszusage, eine 
Beitragszusage mit Mindestleistung oder eine beitragsorientierte Leistungszusage, sondern 
auch eine Leistungszusage erteilen kann. 
 

28 Maßgeblich für die betragsmäßige Begrenzung der Steuerfreiheit auf 8 % der 
Beitragsbemessungsgrenze (BBG) in der allgemeinen Rentenversicherung ist auch bei einer 
Beschäftigung in den neuen Ländern oder Berlin (Ost) die in dem Kalenderjahr gültige 
Beitragsbemessungsgrenze (West). Bei dem Höchstbetrag des § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG handelt 
es sich um einen Jahresbetrag. Eine zeitanteilige Kürzung des Höchstbetrags ist daher nicht 
vorzunehmen, wenn das Arbeitsverhältnis nicht während des ganzen Jahres besteht oder nicht 
für das ganze Jahr Beiträge gezahlt werden. Der Höchstbetrag kann erneut in Anspruch 
genommen werden, wenn der Arbeitnehmer ihn in einem vorangegangenen Dienstverhältnis 
bereits ausgeschöpft hat. Im Fall der Gesamtrechtsnachfolge und des Betriebsübergangs nach 
§ 613a BGB kommt dies dagegen nicht in Betracht. 
 

29 Soweit die Beiträge den steuerfreien Höchstbetrag (8 % der Beitragsbemessungsgrenze in der 
allgemeinen Rentenversicherung [West] abzüglich der tatsächlich nach § 40b EStG a. F. 
pauschal besteuerten Beiträge; vgl. Rn. 85 ff.) übersteigen, sind sie individuell zu besteuern. 
Für die individuell besteuerten Beiträge kann eine Förderung durch Sonderausgabenabzug 
nach § 10a und Zulage nach Abschnitt XI EStG in Betracht kommen (vgl. Rn. 66 ff.). 
Zur Übergangsregelung des § 52 Abs. 4 Satz 16 f. EStG siehe Rn. 85 ff. 
 

30 Bei monatlicher Zahlung der Beiträge bestehen keine Bedenken, wenn der Höchstbetrag in 
gleichmäßige monatliche Teilbeträge aufgeteilt wird. Stellt der Arbeitgeber vor Ablauf des 
Kalenderjahres, z. B. bei Beendigung des Dienstverhältnisses fest, dass die Steuerfreiheit im 
Rahmen der monatlichen Teilbeträge nicht in vollem Umfang ausgeschöpft worden ist oder 
werden kann, muss eine ggf. vorgenommene Besteuerung der Beiträge rückgängig gemacht 
(spätester Zeitpunkt hierfür ist die Übermittlung oder Erteilung der Lohnsteuerbescheinigung) 
oder der monatliche Teilbetrag künftig so geändert werden, dass der Höchstbetrag 
ausgeschöpft wird. 
 

31 Rein arbeitgeberfinanzierte Beiträge sind steuerfrei, soweit sie den Höchstbetrag (8 % der 
Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung [West] abzüglich der 
tatsächlich nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuerten Beiträge; vgl. Rn. 85 ff.) nicht 
übersteigen. Der steuerfreie Höchstbetrag wird zunächst durch diese Beiträge ausgefüllt. 
Soweit der steuerfreie Höchstbetrag dadurch nicht ausgeschöpft worden ist, sind die 
verbleibenden, auf den verschiedenen Finanzierungsanteilen des Arbeitnehmers beruhenden 
Beiträge des Arbeitgebers zu berücksichtigen (vgl. Rn. 26; Leistungen des Arbeitgebers im 
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Sinne des § 1a Abs. 1a und § 23 Abs. 2 BetrAVG, die er als Ausgleich für die ersparten 
Sozialversicherungsbeiträge infolge einer Entgeltumwandlung erbringt, sind dabei Teil der 
Entgeltumwandlung). 
 

32 Beispiel: 
 
Steuerfreier Höchstbetrag (8 % BBG in der allgemeinen Rentenversicherung [West], 
85.200 € für 2021) 6.816 € 
abzgl. tatsächlich pauschal besteuerte Beiträge (angenommen Höchstbetrag)  ./. 1.752 € 
verbleiben als steuerfreies Volumen = 5.064 € 
abzüglich rein arbeitgeberfinanzierte Beiträge (angenommen) ./. 3.000 € 
verbleiben als steuerfreies Volumen für Entgeltumwandlung = 2.064 € 
 

33 Die Anwendung der Pauschalbesteuerung nach § 40b EStG a. F. für Beiträge an 
Pensionskassen und für Direktversicherungen (siehe Rn. 85 ff.) ist nicht erst nach 
Übersteigen des steuerfreien Höchstbetrages von 8 % möglich, sondern mindert das maximal 
steuerfreie Volumen (§ 52 Abs. 4 Satz 16 EStG). 
 
cc) Begünstigte Auszahlungsformen 
 

34 Voraussetzung für die Steuerfreiheit ist, dass die Auszahlung der zugesagten Alters-, 
Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgungsleistungen entsprechend der in § 82 Abs. 2 
Satz 2 EStG genannten Auszahlungsformen vorgesehen ist. Zu den begünstigten 
Auszahlungsformen siehe im Einzelnen die Ausführungen unter Rn. 68. Allein die 
Möglichkeit, anstelle dieser Auszahlungsformen eine Einmalkapitalauszahlung (100 % des zu 
Beginn der Auszahlungsphase zur Verfügung stehenden Kapitals) zu wählen, steht der 
Steuerfreiheit noch nicht entgegen; hieran wird ungeachtet des BFH-Urteils vom 
20. September 2016 - X R 23/15 - (BStBl 2017 II S. 347) festgehalten. Entscheidet sich der 
Arbeitnehmer zugunsten einer Einmalkapitalauszahlung, so sind von diesem Zeitpunkt an die 
Voraussetzungen des § 3 Nr. 63 EStG nicht mehr erfüllt und die Beitragsleistungen zu 
besteuern. Erfolgt die Ausübung des Wahlrechts innerhalb des letzten Jahres vor dem 
altersbedingten Ausscheiden aus dem Erwerbsleben, so ist es aus Vereinfachungsgründen 
nicht zu beanstanden, wenn die Beitragsleistungen weiterhin nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei 
belassen werden. Für die Berechnung der Jahresfrist ist dabei auf das im Zeitpunkt der 
Ausübung des Wahlrechts vertraglich vorgesehene Ausscheiden aus dem Erwerbsleben 
(vertraglich vorgesehener Beginn der Altersversorgungsleistung) abzustellen. Bei 
Auszahlung oder anderweitiger wirtschaftlicher Verfügung ist der Einmalkapitalbetrag gem. 
§ 22 Nr. 5 EStG zu besteuern (siehe dazu Rn. 148 ff.). 
 
dd) Sonstiges 
 

35 Eine Steuerfreiheit der Beiträge kommt nicht in Betracht, soweit es sich hierbei nicht um 
Arbeitslohn im Rahmen eines Dienstverhältnisses, sondern um eine verdeckte 
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Gewinnausschüttung im Sinne des § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG handelt. Die allgemeinen 
Grundsätze zur Abgrenzung zwischen verdeckter Gewinnausschüttung und Arbeitslohn sind 
hierbei zu beachten. 
 

36 Bei Beiträgen an ausländische betriebliche Altersversorgungssysteme ist zu entscheiden, ob 
das ausländische Altersversorgungssystem mit einem Durchführungsweg der betrieblichen 
Altersversorgung nach dem deutschen Betriebsrentengesetz vergleichbar ist bzw. einem der 
Durchführungswege als vergleichbar zugeordnet werden kann. Entsprechende Beiträge sind 
steuerfrei nach § 3 Nr. 63 EStG, wenn 

- das ausländische betriebliche Altersversorgungssystem vergleichbar mit dem 
Pensionsfonds, der Pensionskasse oder der Direktversicherung ist und 

- auch die weiteren wesentlichen Kriterien für die steuerliche Anerkennung einer 
betrieblichen Altersversorgung im Inland erfüllt werden (u. a. Absicherung mindestens 
eines biometrischen Risikos - vgl. Rn. 1 -, enger Hinterbliebenenbegriff - vgl. Rn. 4 -, 
keine Vererblichkeit - vgl. Rn. 6 -, begünstigte Auszahlungsformen - vgl. Rn. 34 
i. V. m. Rn. 68) und 

- die ausländische Versorgungseinrichtung in vergleichbarer Weise den für inländische 
Versorgungseinrichtungen maßgeblichen Aufbewahrungs-, Mitteilungs- und 
Bescheinigungspflichten nach dem Einkommensteuergesetz und der Altersvorsorge-
Durchführungsverordnung zur Sicherstellung der Besteuerung der 
Versorgungsleistungen im Wesentlichen nachkommt. 

 
37 Darüber hinaus kann sich die unmittelbare Anwendbarkeit des § 3 Nr. 63 EStG aus einer 

völkerrechtlichen Vereinbarung ergeben (z. B. Nr. 16 des Protokolls zum 
Doppelbesteuerungsabkommens [DBA] USA). 
 

38 In Entsendungsfällen hat für die Beiträge des Arbeitgebers zur kapitalgedeckten betrieblichen 
Altersversorgung die Regelung des § 3 Nr. 63 EStG gegenüber den Regelungen eines DBA 
Vorrang.  
 

39 Unter den Voraussetzungen der Rn. 23 bis 35 sind auch die vom Arbeitgeber zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbrachten Beiträge an eine Zusatzversorgungskasse (wie 
z. B. zur Versorgungsanstalt der deutschen Bühnen - VddB -, zur Versorgungsanstalt der 
deutschen Kulturorchester - VddKO - oder zum Zusatzversorgungswerk für Arbeitnehmer in 
der Land- und Forstwirtschaft - ZLF -), die er nach der jeweiligen Satzung der 
Versorgungseinrichtung als Pflichtbeiträge für die Altersversorgung seiner Arbeitnehmer 
zusätzlich zu den nach § 3 Nr. 62 EStG steuerfreien Beiträgen zur gesetzlichen 
Rentenversicherung zu erbringen hat, ebenfalls im Rahmen des § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei. 
Die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 62 Satz 1 EStG kommt für diese Beiträge nicht in Betracht. 
Die Steuerbefreiung des § 3 Nr. 63 (und auch Nr. 56) EStG ist nicht nur der Höhe, sondern 
dem Grunde nach vorrangig anzuwenden; die Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 62 EStG ist bei 
Vorliegen von Zukunftssicherungsleistungen im Sinne des § 3 Nr. 63 (und auch Nr. 56) EStG 
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daher auch dann ausgeschlossen, wenn die Höchstbeträge des § 3 Nr. 63 (und Nr. 56) EStG 
bereits voll ausgeschöpft werden. 
 
b) Ausschluss der Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 Satz 2 EStG 
 
aa) Personenkreis 
 

40 Auf die Steuerfreiheit können grundsätzlich nur Arbeitnehmer verzichten, die in der 
gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert sind (§§ 1a, 17 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG). 
Alle anderen Arbeitnehmer können von dieser Möglichkeit nur dann Gebrauch machen, wenn 
der Arbeitgeber zustimmt. 
 
bb) Höhe und Zeitpunkt der Ausübung des Wahlrechts 
 

41 Soweit der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Entgeltumwandlung nach § 1a BetrAVG hat 
oder andere Finanzierungsanteile (vgl. Rn. 26) zur betrieblichen Altersversorgung erbringt, ist 
eine individuelle Besteuerung dieser Beiträge auf Verlangen des Arbeitnehmers 
durchzuführen; die Beiträge sind dabei gleichrangig zu behandeln. Der Arbeitnehmer kann 
sein Verlangen nach individueller Besteuerung (Verzicht auf die Steuerfreiheit) betragsmäßig 
oder prozentual begrenzen.  
 

41a Beispiel: 
 
Der in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversicherte Arbeitnehmer hat in 2021 
eine Versorgungszusage im Durchführungsweg der Pensionskasse. Die Beiträge 
betragen 8 % der BBG in der allgemeinen Rentenversicherung (West). Die Beiträge 
werden vollständig durch Entgeltumwandlung finanziert. Der Arbeitnehmer verlangt 
vom Arbeitgeber, die Beiträge zur Pensionskasse individuell zu besteuern, um die 
Förderung durch Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG und Zulagen nach 
Abschnitt XI EStG (vgl. Rn. 66 ff.) zu erhalten; eine Begrenzung hinsichtlich der Höhe 
der individuell zu besteuernden Beiträge nimmt der Arbeitnehmer nicht vor. 
 
Die Beiträge zur Pensionskasse sind i. H. v. 4 % der BBG (West) individuell zu 
besteuern und darüber hinaus nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG steuerfrei zu behandeln. Der 
Arbeitnehmer kann eine individuelle Besteuerung nach § 3 Nr. 63 Satz 2 EStG i. V. m. 
§ 1a Abs. 3 BetrAVG nur verlangen, soweit er einen Anspruch auf Entgeltumwandlung 
hat. Dieser Anspruch beträgt höchstens 4 % der BBG (West), § 1a Abs. 1 Satz 1 
BetrAVG. 
 

41b In allen anderen Fällen der Entgeltumwandlung (z. B. Entgeltumwandlungsvereinbarung aus 
dem Jahr 2001 oder früher) ist die individuelle Besteuerung der Beiträge hingegen nur 
aufgrund einvernehmlicher Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer möglich. 
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Bei rein arbeitgeberfinanzierten Beiträgen kann auf die Steuerfreiheit nicht verzichtet werden 
(vgl. Rn. 31). 
 

42 Die Ausübung des Wahlrechts nach § 3 Nr. 63 Satz 2 EStG muss bis zu dem Zeitpunkt 
erfolgen, zu dem die entsprechende Gehaltsänderungsvereinbarung steuerlich noch 
anzuerkennen ist (vgl. Rn. 12). Eine nachträgliche Änderung der steuerlichen Behandlung der 
im Wege der Entgeltumwandlung finanzierten Beiträge ist nicht zulässig. 
 
c) Vervielfältigungsregelung nach § 3 Nr. 63 Satz 3 EStG 
 

43 Beiträge an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder für eine Direktversicherung, die der 
Arbeitgeber aus Anlass der Beendigung des Dienstverhältnisses leistet, können im Rahmen 
des § 3 Nr. 63 Satz 3 EStG - zusätzlich zu den Beiträgen nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG - 
steuerfrei belassen werden. Ein Zusammenhang mit der Beendigung des Dienstverhältnisses 
ist insbesondere dann zu vermuten, wenn der Beitrag innerhalb von drei Monaten vor dem 
Beendigungs-/Auflösungszeitpunkt geleistet wird. Die Vervielfältigungsregelung kann auch 
nach Beendigung des Dienstverhältnisses angewendet werden, wenn die Beitragsleistung oder 
Entgeltumwandlung spätestens bis zum Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses 
vereinbart wird. 
 

44 Die Höhe der Steuerfreiheit ist begrenzt auf den Betrag, der sich ergibt aus 4 % der 
Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung (West) vervielfältigt mit 
der Anzahl der Kalenderjahre, in denen das Dienstverhältnis des Arbeitnehmers zu dem 
Arbeitgeber bestanden hat, höchstens zehn Kalenderjahre.  
 

45 Die Vervielfältigungsregelung steht jedem Arbeitnehmer aus demselben Dienstverhältnis 
insgesamt nur einmal zu. Werden die Beiträge statt als Einmalbeitrag in Teilbeträgen 
geleistet, sind diese so lange steuerfrei, bis der für den Arbeitnehmer maßgebende 
Höchstbetrag ausgeschöpft ist. Eine Anwendung der Vervielfältigungsregelung des § 3 Nr. 63 
Satz 3 EStG ist nicht möglich, soweit die Vervielfältigungsregelung des § 40b Abs. 2 Satz 3 
und 4 EStG a. F. auf die Beiträge, die der Arbeitgeber aus Anlass der Beendigung des 
Dienstverhältnisses leistet, angewendet wird (vgl. Rn. 94 f.). Die hiernach pauschal 
besteuerten Beiträge und Zuwendungen sind folglich auf das steuerfreie Volumen 
anzurechnen.  
 
d) Nachholung der Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 Satz 4 EStG 
 

46 Beiträge im Sinne des § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG, die für Kalenderjahre nachgezahlt werden, in 
denen das erste Dienstverhältnis ruhte, vom Arbeitgeber im Inland kein steuerpflichtiger 
Arbeitslohn bezogen wurde und in diesen Zeiten keine Beiträge im Sinne des § 3 Nr. 63 
Satz 1 EStG geleistet wurden, sind steuerfrei, soweit sie 8 % der Beitragsbemessungsgrenze 
in der allgemeinen Rentenversicherung (West), vervielfältigt mit der Anzahl dieser 
Kalenderjahre, höchstens jedoch zehn Kalenderjahre, nicht übersteigen. Eine Nachzahlung 
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kommt beispielsweise in Betracht für Zeiten einer Entsendung ins Ausland, während der 
Elternzeit oder eines Sabbatjahres. Für die Berechnung des maximalen steuerfreien Volumens 
wird auf die Beitragsbemessungsgrenze des Jahres der Nachzahlung abgestellt und diese mit 
der Anzahl der zu berücksichtigenden Jahre multipliziert.  
 

47 Im Zeitraum des Ruhens und im Zeitpunkt der Nachzahlung muss ein erstes Dienstverhältnis 
vorliegen (§ 3 Nr. 63 Satz 4 EStG). Der Nachweis, dass ein erstes Dienstverhältnis vorliegt, 
ist vom Arbeitgeber zu führen. Dieser kann z. B. über die abgerufenen ELStAM-Daten, eine 
Bescheinigung für den Lohnsteuerabzug oder eine schriftliche Bestätigung des Arbeitnehmers 
erfolgen (siehe dazu auch Rn. 24). 
 

48 Die Nachholungsregelung ist eine Jahres-Regelung, d. h., es sind nur solche Kalenderjahre zu 
berücksichtigen, in denen vom 1. Januar bis zum 31. Dezember vom Arbeitgeber im Inland 
kein steuerpflichtiger Arbeitslohn bezogen wurde. Berücksichtigt werden dabei auch 
Kalenderjahre vor 2018, sofern die Nachzahlung ab dem 1. Januar 2018 erfolgt. Arbeitslöhne 
aus anderen Dienstverhältnissen (Steuerklasse VI oder pauschal besteuert) bleiben 
unberücksichtigt. 
 

49 Die Nachholung muss im Zusammenhang mit dem Ruhen des Dienstverhältnisses stehen. 
Von einem solchen Zusammenhang kann ausgegangen werden, wenn die Beiträge spätestens 
bis zum Ende des Kalenderjahres, das auf das Ende der Ruhensphase folgt, nachgezahlt 
werden. Die Nachholung kann in einem Betrag oder in mehreren Teilbeträgen erfolgen. Bei 
Teilbeträgen gilt die Beitragsbemessungsgrenze des Jahres der ersten Teilzahlung. In dem 
Kalenderjahr, in dem die Ruhensphase endet und in dem darauffolgenden Jahr können 
die Steuerbefreiungen nach § 3 Nr. 63 Satz 1 und 4 EStG nebeneinander in Anspruch 
genommen werden. 
 

50 Übersteigen die nachgezahlten Beiträge das steuerfreie Volumen nach § 3 Nr. 63 Satz 4 EStG, 
können die übersteigenden Beiträge nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG steuerfrei belassen werden, 
soweit der Höchstbetrag nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG durch die laufenden Beiträge für das 
entsprechende Kalenderjahr noch nicht verbraucht ist. Für Beiträge an eine Pensionskasse 
oder für eine Direktversicherung kommt ggf. auch die Pauschalbesteuerung nach § 40b Abs. 1 
und Abs. 2 Satz 1 und 2 EStG a. F. in Betracht, sofern die Voraussetzungen für die 
Anwendung des § 40b EStG a. F. vorliegen (vgl. Rn. 85 bis 99).  
 
5. Steuerfreiheit für Sicherungsbeiträge des Arbeitgebers nach § 3 Nr. 63a EStG 
 

51 § 3 Nr. 63a EStG gilt für Zusatzbeiträge des Arbeitgebers im Sinne des § 23 Abs. 1 BetrAVG, 
die den einzelnen Arbeitnehmern nicht unmittelbar gutgeschrieben oder zugerechnet, sondern 
zunächst zur Absicherung der reinen Beitragszusage genutzt werden. Diese Zusatzbeiträge 
bleiben im Zeitpunkt der Dotierung/Leistung des Arbeitgebers an die Versorgungseinrichtung 
steuerfrei. Soweit aus den nach § 3 Nr. 63a EStG steuerfreien Beiträgen dem Arbeitnehmer 
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später Versorgungsleistungen oder andere Vorteile zufließen, sind diese vollständig nach § 22 
Nr. 5 Satz 1 EStG zu besteuern (vgl. Rn. 148 ff.).  
 

52 Für Zusatzbeiträge des Arbeitgebers, die den einzelnen Arbeitnehmern direkt gutgeschrieben 
bzw. zugerechnet werden, gelten hingegen die gleichen steuerlichen Regelungen wie für die 
übrigen Beiträge des Arbeitgebers im Rahmen des Kapitaldeckungsverfahrens an einen 
Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder für eine Direktversicherung zum Aufbau einer 
betrieblichen Altersversorgung (z. B. Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG, Förderung nach 
§ 10a/Abschnitt XI EStG beim Arbeitnehmer). 
 
6. Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 65 EStG 
 

53 Die sich aus § 3 Nr. 65 Satz 2 bis 4 EStG ergebenden Rechtsfolgen treten auch dann ein, 
wenn die Auszahlungen unmittelbar vom Träger der Insolvenzsicherung an den 
Versorgungsberechtigten oder seine Hinterbliebenen vorgenommen werden. In diesem Fall ist 
der Träger der Insolvenzsicherung Dritter im Sinne des § 3 Nr. 65 Satz 4 EStG und daher zum 
Lohnsteuereinbehalt verpflichtet. 
 

54 Nach § 8 Abs. 3 BetrAVG hat der Arbeitnehmer im Insolvenzfall des Arbeitgebers das Recht, 
in eine für ihn abgeschlossene Rückdeckungsversicherung des Arbeitgebers oder der 
Unterstützungskasse als Versicherungsnehmer einzutreten und die Versicherung mit eigenen 
Beiträgen fortzusetzen. Macht der Arbeitnehmer von diesem Recht Gebrauch und tritt in die 
Versicherung ein, ist der Erwerb der Ansprüche aus der Rückdeckungsversicherung steuerfrei 
nach § 3 Nr. 65 Satz 1 Buchstabe d EStG. Die späteren Versorgungsleistungen aus der 
Rückdeckungsversicherung, in die der Arbeitnehmer nach § 3 Nr. 65 Satz 1 Buchstabe d 
EStG eingetreten ist, gehören insgesamt zu den sonstigen Einkünften nach § 22 Nr. 5 Satz 1 
EStG (§ 3 Nr. 65 Satz 5 Halbsatz 1 EStG). Das Versicherungsunternehmen muss keinen 
Lohnsteuerabzug durchführen, sondern lediglich - wie sonst auch - die 
Rentenbezugsmitteilung an die zentrale Stelle übermitteln (§ 22a EStG). Dies gilt auch für 
beherrschende Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH. 
 

55 Führt der Arbeitnehmer die nach § 8 Abs. 3 BetrAVG übernommene 
Rückdeckungsversicherung mit eigenen Beiträgen fort, sind die auf diesen Beiträgen 
beruhenden Versorgungsleistungen nach § 22 Nr. 5 Satz 1 oder 2 EStG zu versteuern (§ 3 
Nr. 65 Satz 5 Halbsatz 2 EStG). Die Leistungen, die auf geförderten Beiträgen beruhen, sind 
nach § 22 Nr. 5 Satz 1 EStG voll zu versteuern. Die Leistungen, die auf nicht geförderten 
Beiträgen beruhen, sind nach § 22 Nr. 5 Satz 2 Buchstabe a EStG entweder mit dem 
Ertragsanteil (lebenslange Rentenleistungen sowie Berufsunfähigkeits-, Erwerbsminderungs- 
und Hinterbliebenenrenten) oder ggf. nach § 22 Nr. 5 Satz 2 Buchstabe b i. V. m. § 20 Abs. 1 
Nr. 6 EStG (Kapitalleistungen) zu versteuern. 
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7. Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 66 EStG 
 

56 Voraussetzung für die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 66 EStG ist, dass vom Arbeitgeber ein 
Antrag nach § 4d Abs. 3 oder § 4e Abs. 3 EStG gestellt worden ist. Die Steuerfreiheit nach 
§ 3 Nr. 66 EStG gilt auch dann, wenn beim übertragenden Unternehmen keine Zuwendungen 
im Sinne des § 4d Abs. 3 EStG oder Leistungen im Sinne des § 4e Abs. 3 EStG im 
Zusammenhang mit der Übernahme einer Versorgungsverpflichtung durch einen 
Pensionsfonds anfallen. Bei einer entgeltlichen Übertragung von Versorgungsanwartschaften 
aktiver Beschäftigter kommt die Anwendung von § 3 Nr. 66 EStG nur für Zahlungen an den 
Pensionsfonds in Betracht, die für die bis zum Zeitpunkt der Übertragung bereits erdienten 
Versorgungsanwartschaften geleistet werden (sog. „Past-Service“); Zahlungen an den 
Pensionsfonds für zukünftig noch zu erdienende Anwartschaften (sog. „Future-Service“) sind 
ausschließlich in dem begrenzten Rahmen des § 3 Nr. 63 EStG lohnsteuerfrei; zu weiteren 
Einzelheiten, insbesondere zur Abgrenzung von „Past-“ und „Future-Service“, siehe BMF-
Schreiben vom 26. Oktober 2006 (BStBl I S. 709) und vom 10. Juli 2015 (BStBl I S. 544). 
Erfolgt im Rahmen eines Gesamtplans zunächst eine nach § 3 Nr. 66 EStG begünstigte 
Übertragung der erdienten Anwartschaften auf einen Pensionsfonds und werden anschließend 
regelmäßig wiederkehrend (z. B. jährlich) die dann neu erdienten Anwartschaften auf den 
Pensionsfonds übertragen, sind die weiteren Übertragungen auf den Pensionsfonds nicht nach 
§ 3 Nr. 66 EStG begünstigt, sondern nur im Rahmen des § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei. Bei der 
Auslagerung des „Past-Services“ ohne Einbeziehung des „Future-Services“ und einer 
sich anschließenden zweiten Auslagerung der in der Zwischenzeit angesammelten 
Versorgungsanwartschaften bei Renteneintritt handelt es sich nicht um einen 
steuerschädlichen Gesamtplan. Hinsichtlich des durch die Steuerbefreiungsvorschrift 
begünstigten Personenkreises vgl. Rn. 23. 
 
8. Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 55 EStG 
 

57 Gem. § 4 Abs. 2 Nr. 2 BetrAVG kann nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses im 
Einvernehmen des ehemaligen mit dem neuen Arbeitgeber sowie dem Arbeitnehmer der Wert 
der vom Arbeitnehmer erworbenen Altersversorgung (Übertragungswert nach § 4 
Abs. 5 BetrAVG) auf den neuen Arbeitgeber übertragen werden, wenn dieser eine 
wertgleiche Zusage erteilt. § 4 Abs. 3 BetrAVG gibt dem Arbeitnehmer für 
Versorgungszusagen, die nach dem 31. Dezember 2004 erteilt werden, das Recht, innerhalb 
eines Jahres nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses von seinem ehemaligen Arbeitgeber 
zu verlangen, dass der Übertragungswert auf den neuen Arbeitgeber übertragen wird, wenn 
die betriebliche Altersversorgung beim ehemaligen Arbeitgeber über einen Pensionsfonds, 
eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung durchgeführt worden ist und der 
Übertragungswert die im Zeitpunkt der Übertragung maßgebliche Beitragsbemessungsgrenze 
in der allgemeinen Rentenversicherung (West) nicht übersteigt. 
 

58 Die Anwendung der Steuerbefreiungsvorschrift des § 3 Nr. 55 EStG setzt aufgrund des 
Verweises auf die Vorschriften des Betriebsrentengesetzes die Beendigung des bisherigen 
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Dienstverhältnisses und ein anderes Dienstverhältnis voraus. Die Übernahme der 
Versorgungszusage durch einen Arbeitgeber, bei dem der Arbeitnehmer bereits beschäftigt 
ist, ist betriebsrentenrechtlich unschädlich und steht daher der Anwendung der 
Steuerbefreiungsvorschrift nicht entgegen. § 3 Nr. 55 EStG und Rn. 57 gelten entsprechend 
für Arbeitnehmer, die nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert sind 
(z. B. beherrschende Gesellschafter-Geschäftsführer oder geringfügig Beschäftigte). 
 

59 Die Steuerfreiheit gilt sowohl für Versorgungszusagen, die gesetzlich unverfallbar sind, als 
auch für Versorgungszusagen, die aufgrund vertraglicher Vereinbarungen mit oder ohne 
Fristerfordernis unverfallbar sind (§ 3 Nr. 55 Satz 1 Halbsatz 2 EStG).  
 

60 Der geleistete Übertragungswert ist nach § 3 Nr. 55 Satz 1 EStG steuerfrei, wenn die 
betriebliche Altersversorgung sowohl beim ehemaligen Arbeitgeber als auch beim neuen 
Arbeitgeber über einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung 
durchgeführt wird. Es ist nicht Voraussetzung, dass beide Arbeitgeber auch den gleichen 
Durchführungsweg gewählt haben. Um eine Rückabwicklung der steuerlichen Behandlung 
der Beitragsleistungen an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine 
Direktversicherung vor der Übertragung (Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63, 66 EStG, individuelle 
Besteuerung, Besteuerung nach § 40b EStG) zu verhindern, bestimmt § 3 Nr. 55 Satz 3 EStG, 
dass die auf dem Übertragungsbetrag beruhenden Versorgungsleistungen weiterhin zu den 
Einkünften gehören, zu denen sie gehört hätten, wenn eine Übertragung nach § 4 BetrAVG 
nicht stattgefunden hätte. Der Übertragungswert ist gem. § 3 Nr. 55 Satz 2 EStG auch 
steuerfrei, wenn er vom ehemaligen Arbeitgeber oder von einer Unterstützungskasse an den 
neuen Arbeitgeber oder an eine andere Unterstützungskasse geleistet wird. 
 

61 Die Steuerfreiheit des § 3 Nr. 55 EStG kommt jedoch nicht in Betracht, wenn die betriebliche 
Altersversorgung beim ehemaligen Arbeitgeber als Direktzusage oder mittels einer 
Unterstützungskasse ausgestaltet war, während sie beim neuen Arbeitgeber über einen 
Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung abgewickelt wird. Dies gilt 
auch für den umgekehrten Fall. Ebenso kommt die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 55 EStG bei 
einem Betriebsübergang nach § 613a BGB nicht in Betracht, da in einem solchen Fall die 
Regelung des § 4 BetrAVG keine Anwendung findet. 
 

62 Wird die betriebliche Altersversorgung sowohl beim alten als auch beim neuen Arbeitgeber 
über einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung abgewickelt, liegt 
im Fall der Übernahme der Versorgungszusage nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG lediglich ein 
Schuldnerwechsel und damit für den Arbeitnehmer kein lohnsteuerlich relevanter Vorgang 
vor. Entsprechendes gilt im Fall der Übernahme der Versorgungszusage nach § 4 Abs. 2 
Nr. 1 BetrAVG, wenn die betriebliche Altersversorgung sowohl beim alten als auch beim 
neuen Arbeitgeber über eine Direktzusage oder Unterstützungskasse durchgeführt wird.  
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9. Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 55c Satz 2 Buchstabe a EStG 
 

63 Steuerfrei nach § 3 Nr. 55c Satz 2 Buchstabe a EStG ist die bei einem fortbestehenden 
Dienstverhältnis vorgenommene Übertragung von Anwartschaften aus einer betrieblichen 
Altersversorgung, die über einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder ein Unternehmen 
der Lebensversicherung (Direktversicherung) durchgeführt wird, wenn die Anwartschaft 
lediglich auf einen anderen Träger einer betrieblichen Altersversorgung in Form eines 
Pensionsfonds, einer Pensionskasse oder eines Unternehmens der Lebensversicherung 
(Direktversicherung) übertragen wird. Dies gilt nicht für Zahlungen, die unmittelbar an den 
Arbeitnehmer erfolgen. Kommt es im Zusammenhang mit der Übertragung aufgrund 
rechtlicher Vorgaben des aufnehmenden Versorgungsträgers (z. B. abweichendes 
Tarifwerk der aufnehmenden Pensionskasse, andere Rechnungsgrundlagen, anderer 
Rechnungszins) zwingend zu Änderungen der Rahmenbedingungen der zugesagten 
betrieblichen Altersversorgung (z. B. Beitragsanpassung, Ausschluss einer 
Hinterbliebenenabsicherung), steht dies der Anwendung von § 3 Nr. 55c Satz 2 
Buchstabe a EStG nicht entgegen. Soweit danach § 3 Nr. 55c Satz 2 Buchstabe a EStG 
anwendbar ist, führen diese Änderungen nicht zu einem neuen Vertrag (§ 20 Abs. 1 
Nr. 6 EStG). 
 
10. Übernahme von Pensionsverpflichtungen gegen Entgelt durch Beitritt eines 

Dritten in eine Pensionsverpflichtung (Schuldbeitritt) oder 
Ausgliederung/Abspaltung von Pensionsverpflichtungen 

 
64 Bei der Übernahme von Pensionsverpflichtungen gegen Entgelt durch Beitritt eines Dritten in 

eine Pensionsverpflichtung (Schuldbeitritt) oder durch Ausgliederung von 
Pensionsverpflichtungen - ohne inhaltliche Veränderung der Zusage - handelt es sich 
weiterhin um eine Direktzusage des Arbeitgebers. Aus lohnsteuerlicher Sicht bleibt es 
folglich bei den für eine Direktzusage geltenden steuerlichen Regelungen, d. h., es liegen erst 
bei Auszahlung der Versorgungsleistungen - durch den Dritten bzw. durch die 
Pensionsgesellschaft anstelle des Arbeitgebers - Einkünfte im Sinne des § 19 EStG vor. Der 
Lohnsteuerabzug kann in diesem Fall mit Zustimmung des Finanzamts anstelle vom 
Arbeitgeber auch von dem Dritten bzw. der Pensionsgesellschaft vorgenommen werden (§ 38 
Abs. 3a Satz 2 EStG). Die vorstehenden Ausführungen gelten entsprechend, wenn es sich 
nach dem Umwandlungsgesetz nicht um eine Ausgliederung, sondern um eine Abspaltung 
handelt.  
 

65 Zu den lohnsteuerlichen Folgerungen der Übernahme der Pensionszusage eines 
beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführers gegen eine Ablösungszahlung und zum 
Wechsel des Durchführungswegs siehe aber BMF-Schreiben vom 4. Juli 2017 (BStBl I 
S. 883). 
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11. Förderung durch Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG und Zulage nach 
Abschnitt XI EStG 

 
66 Zahlungen des Arbeitgebers im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung an einen 

Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung können als 
Altersvorsorgebeiträge durch Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG und Zulage nach 
Abschnitt XI EStG gefördert werden (§ 82 Abs. 2 EStG). Die zeitliche Zuordnung der 
Altersvorsorgebeiträge im Sinne des § 82 Abs. 2 EStG richtet sich grundsätzlich nach den für 
die Zuordnung des Arbeitslohns geltenden Vorschriften (§ 38a Abs. 3 EStG; R 39b.2, 39b.5 
und 39b.6 LStR). 
 

67 Um Beiträge im Rahmen der betrieblichen Altersversorgung handelt es sich nur, wenn die 
Beiträge für eine vom Arbeitgeber aus Anlass des Arbeitsverhältnisses zugesagte 
Versorgungsleistung erbracht werden (§ 1 BetrAVG). Dies gilt unabhängig davon, ob die 
Beiträge 

- ausschließlich vom Arbeitgeber finanziert werden,  
- auf einer Entgeltumwandlung beruhen, 
- andere im Gesamtversicherungsbeitrag des Arbeitgebers enthaltene 

Finanzierungsanteile des Arbeitnehmers sind (BFH-Urteil vom 
9. Dezember 2010 - VI R 57/08 -, BStBl 2011 II S. 978) oder 

- eigene Beiträge des Arbeitnehmers sind, die er aus seinem bereits zugeflossenen und 
versteuerten Arbeitsentgelt zur Finanzierung der betrieblichen Altersversorgung 
leistet. 

Im Übrigen sind die Rn. 2 ff. zu beachten. 
 

68 Voraussetzung für die steuerliche Förderung ist neben der individuellen Besteuerung der 
Beiträge, dass gem. § 82 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 EStG  

- eine Vereinbarung vorliegt, nach der die zugesagten Altersversorgungsleistungen 
als monatliche Leistungen in Form einer lebenslangen Leibrente oder als 
Ratenzahlungen im Rahmen eines Auszahlungsplans mit einer anschließenden 
Teilkapitalverrentung ab spätestens dem 85. Lebensjahr ausgezahlt werden und 
die Leistungen während der gesamten Auszahlungsphase gleich bleiben oder 
steigen; dabei können bis zu zwölf Monatsleistungen in einer Auszahlung 
zusammengefasst und bis zu 30 % des zu Beginn der Auszahlungsphase zur 
Verfügung stehenden Kapitals außerhalb der monatlichen Leistungen ausgezahlt 
werden, und 

- ein vereinbartes Kapitalwahlrecht nicht oder nicht außerhalb des letzten Jahres 
vor dem vertraglich vorgesehenen Beginn der Altersversorgungsleistung 
ausgeübt wurde. 

Bei einer reinen Beitragszusage (§ 1 Abs. 2 Nr. 2a BetrAVG) muss vereinbart sein, dass 
der Pensionsfonds, die Pensionskasse oder die Direktversicherung eine lebenslange 
Zahlung als Altersversorgungsleistung zu erbringen hat (§ 82 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 EStG).  
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Im Hinblick auf die entfallende Versorgungsbedürftigkeit z. B. für den Fall der 
Vollendung des 25. Lebensjahres der Kinder (siehe auch Rn. 4; bei Versorgungszusagen, 
die vor dem 1. Januar 2007 erteilt wurden, ist grundsätzlich das 27. Lebensjahr 
maßgebend), der Wiederheirat der verwitweten Person, dem Ende der 
Erwerbsminderung durch Wegfall der Voraussetzungen für den Bezug (insbesondere 
bei Verbesserung der Gesundheitssituation oder Erreichen der Altersgrenze) ist es nicht 
zu beanstanden, wenn eine Rente oder ein Auszahlungsplan zeitlich befristet ist.  
Die zu Beginn der Auszahlungsphase zu treffende Entscheidung hinsichtlich einer 
Entnahme bis zu 30 % des zur Verfügung stehenden Kapitals erfolgt pro Vertrag 
(Rn. 210 des BMF-Schreibens vom 21. Dezember 2017, BStBl 2018 I S. 93, geändert durch 
das BMF-Schreiben vom 17. Februar 2020, BStBl I S. 213). Die ausgezahlten Leistungen 
unterliegen - unabhängig von der Entscheidung bezüglich einer 
Teilkapitalentnahme - der Besteuerung nach § 22 Nr. 5 EStG. Allein die Möglichkeit, 
anstelle der o. g. Auszahlungsformen eine Einmalkapitalauszahlung (100 % des zu Beginn 
der Auszahlungsphase zur Verfügung stehenden Kapitals) zu wählen, steht der Förderung 
noch nicht entgegen. Die Möglichkeit, eine Einmalkapitalauszahlung anstelle einer Rente 
oder eines Auszahlungsplans zu wählen, gilt nicht nur für Altersversorgungsleistungen, 
sondern auch für Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgungsleistungen. Entscheidet sich 
der Arbeitnehmer zugunsten einer Einmalkapitalauszahlung, so sind von diesem Zeitpunkt an 
die Voraussetzungen des § 10a und Abschnitts XI EStG nicht mehr erfüllt und die 
Beitragsleistungen können nicht mehr gefördert werden. Erfolgt die Ausübung des 
Wahlrechts innerhalb des letzten Jahres vor dem altersbedingten Ausscheiden aus dem 
Erwerbsleben, so ist es aus Vereinfachungsgründen nicht zu beanstanden, wenn die 
Beitragsleistungen weiterhin nach § 10a/Abschnitt XI EStG gefördert werden. Für die 
Berechnung der Jahresfrist ist dabei auf das im Zeitpunkt der Ausübung des Wahlrechts 
vertraglich vorgesehene Ausscheiden aus dem Erwerbsleben (vertraglich vorgesehener 
Beginn der Altersversorgungsleistung) abzustellen. Da die Auszahlungsphase bei der 
Hinterbliebenenleistung erst mit dem Zeitpunkt des Todes des ursprünglich Berechtigten 
beginnt, ist es in diesem Fall aus steuerlicher Sicht nicht zu beanstanden, wenn das Wahlrecht 
zu diesem Zeitpunkt ausgeübt wird. Bei Auszahlung des Einmalkapitalbetrags handelt es sich 
um eine schädliche Verwendung im Sinne des § 93 EStG (vgl. Rn. 167 f.), soweit sie auf 
steuerlich gefördertem Altersvorsorgevermögen beruht. Zur Anwendung des § 34 EStG 
(der sog. Fünftelungsregelung) auf diese Zahlungen siehe Rn. 149. 
 

69 Die aus bereits zugeflossenem Arbeitslohn des Arbeitnehmers geleisteten Beiträge an einen 
Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung zum Aufbau einer 
kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung, bei der eine Auszahlung der zugesagten 
Altersversorgungsleistung entsprechend § 82 Abs. 2 Satz 2 EStG vorgesehen ist, zählen 
auch dann zu den Altersvorsorgebeiträgen im Sinne des § 82 Abs. 2 EStG, wenn der 
Arbeitslohn aufgrund eines DBA nicht in Deutschland, sondern in einem anderen Land der 
inländischen individuellen Besteuerung vergleichbar versteuert wird. 
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70 Beitragsleistungen, die aus nach § 40a EStG pauschal versteuertem Arbeitslohn erbracht 
werden, gehören nicht zu den Altersvorsorgebeiträgen nach § 82 Abs. 2 Satz 1 Buchstabe a 
EStG. 
 

71 Altersvorsorgebeiträge im Sinne des § 82 Abs. 2 EStG sind auch die Beiträge des ehemaligen 
Arbeitnehmers, die dieser im Fall einer zunächst ganz oder teilweise durch 
Entgeltumwandlung finanzierten und nach § 3 Nr. 63 oder § 10a/Abschnitt XI EStG 
geförderten betrieblichen Altersversorgung nach der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
nach Maßgabe des § 1b Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BetrAVG selbst erbringt. Dies gilt entsprechend 
in den Fällen der Finanzierung durch eigene Beiträge des Arbeitnehmers (vgl. Rn. 26). 
 

72 Die vom Steuerpflichtigen nach Maßgabe des § 1b Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 BetrAVG selbst zu 
erbringenden Beiträge müssen nicht aus individuell versteuertem Arbeitslohn stammen (z. B. 
Finanzierung aus steuerfreiem Arbeitslosengeld). Gleiches gilt, soweit der Arbeitnehmer trotz 
eines weiter bestehenden Arbeitsverhältnisses keinen Anspruch auf Arbeitslohn mehr hat und 
die Beiträge nun selbst erbringt (z. B. während der Schutzfristen des § 3 Abs. 2 und § 6 
Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes, der Elternzeit, des Bezugs von Kurzarbeiter- oder 
Krankengeld oder auch § 1a Abs. 4 BetrAVG) oder aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung 
Beiträge zur betrieblichen Altersversorgung entrichtet werden (z. B. nach §§ 14a und 14b des 
Arbeitsplatzschutzgesetzes). 
 

73 Voraussetzung für die Förderung durch Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG und Zulage 
nach Abschnitt XI EStG ist in den Fällen der Rn. 71 f., dass der Steuerpflichtige zum 
begünstigten Personenkreis gehört. Die zeitliche Zuordnung dieser Altersvorsorgebeiträge 
richtet sich grundsätzlich nach § 11 Abs. 2 EStG. 
 

74 Zu den begünstigten Altersvorsorgebeiträgen gehören nur Beiträge, die zum Aufbau einer 
betrieblichen Altersversorgung im Kapitaldeckungsverfahren erhoben werden. Für Umlagen, 
die an eine Versorgungseinrichtung gezahlt werden, kommt die Förderung dagegen nicht in 
Betracht. Werden sowohl Umlagen als auch Beiträge im Kapitaldeckungsverfahren erhoben, 
gehören Letztere nur dann zu den begünstigten Aufwendungen, wenn eine getrennte 
Verwaltung und Abrechnung beider Vermögensmassen erfolgt (Trennungsprinzip). 
 

75 Die Versorgungseinrichtung hat dem Zulageberechtigten jährlich eine Bescheinigung zu 
erteilen (§ 92 EStG). Diese Bescheinigung muss u. a. den Stand des Altersvorsorgevermögens 
ausweisen (§ 92 Nr. 5 EStG). Altersvorsorgevermögen kann immer nur dann vorliegen, wenn 
sich der Steuerpflichtige bewusst für die Förderung nach § 10a EStG und Abschnitt XI EStG 
entschieden hat. Dies ist dann der Fall, wenn der Steuerpflichtige seiner 
Versorgungseinrichtung in der Vergangenheit mitgeteilt hat oder mit Wirkung für die Zukunft 
mitteilt, dass er diese Förderung in Anspruch nehmen möchte und die Versorgungseinrichtung 
daraufhin ihre Pflichten als Anbieter nach § 80 EStG wahrnimmt. Als bewusste 
Entscheidung für die steuerliche Förderung wird auch angesehen, wenn 
Altersvorsorgebeiträge gem. § 82 Abs. 2 EStG geleistet wurden, (ausschließlich) eine 
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Einwilligung zur Datenübermittlung nach § 10a Abs. 2a Satz 1 EStG in der Fassung 
vom 17. August 2017 vorliegt und diese vom Zulageberechtigten nicht wirksam 
widerrufen wurde. Ein Zulagenantrag muss nicht gestellt werden. Bei einer Leistungszusage 
(§ 1 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 BetrAVG) und einer beitragsorientierten Leistungszusage (§ 1 
Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG) kann stattdessen der Barwert der erdienten Anwartschaft bescheinigt 
werden. 
 
12. Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 56 EStG 
 
a) Begünstigter Personenkreis 
 

76 Die Rn. 23 f. gelten entsprechend. 
 
b) Begünstigte Aufwendungen 
 

77 Zu den nach § 3 Nr. 56 EStG begünstigten Aufwendungen gehören nur laufende 
Zuwendungen des Arbeitgebers für eine betriebliche Altersversorgung an eine Pensionskasse, 
die nicht im Kapitaldeckungsverfahren, sondern im Umlageverfahren finanziert wird (wie 
z. B. Umlagen an die Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder - VBL - bzw. an eine 
kommunale oder kirchliche Zusatzversorgungskasse). Soweit diese Zuwendungen nicht nach 
§ 3 Nr. 56 EStG steuerfrei bleiben, können sie individuell oder nach § 40b Abs. 1 und 2 EStG 
pauschal besteuert werden. Im Übrigen gelten die Rn. 27 f. und die Rn. 30 bis 34 
entsprechend. Danach sind z. B. der Arbeitnehmereigenanteil an einer Umlage und die sog. 
eigenen Beiträge des Arbeitnehmers nicht steuerfrei nach § 3 Nr. 56 EStG. 
 

78 Werden von der Versorgungseinrichtung sowohl Zuwendungen/Umlagen als auch Beiträge 
im Kapitaldeckungsverfahren erhoben, ist § 3 Nr. 56 EStG auch auf die im 
Kapitaldeckungsverfahren erhobenen Beiträge anwendbar, wenn eine getrennte Verwaltung 
und Abrechnung beider Vermögensmassen (Trennungsprinzip, Rn. 25) nicht erfolgt. 
 

79 Erfolgt eine getrennte Verwaltung und Abrechnung beider Vermögensmassen, ist die 
Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG für die im Kapitaldeckungsverfahren erhobenen Beiträge 
vorrangig zu berücksichtigen. Dies gilt unabhängig davon, ob diese Beiträge rein 
arbeitgeberfinanziert sind, auf einer Entgeltumwandlung oder anderen im 
Gesamtversicherungsbeitrag des Arbeitgebers enthaltenen Finanzierungsanteilen des 
Arbeitnehmers beruhen. Die nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfreien Beträge mindern den 
Höchstbetrag des § 3 Nr. 56 EStG (§ 3 Nr. 56 Satz 3 EStG). Zuwendungen nach § 3 
Nr. 56 EStG sind daher nur steuerfrei, soweit die nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfreien Beiträge 
den Höchstbetrag des § 3 Nr. 56 EStG unterschreiten. Eine Minderung nach § 3 Nr. 56 
Satz 3 EStG ist immer nur in dem jeweiligen Dienstverhältnis vorzunehmen; die 
Steuerfreistellung nach § 3 Nr. 56 EStG bleibt somit unberührt, wenn z. B. erst in einem 
späteren ersten Dienstverhältnis Beiträge nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei bleiben. 
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80 Beispiel: 
 
Arbeitgeber A zahlt in 2021 an seine Zusatzversorgungskasse einen Betrag i. H. v.: 

− 1.200 € (12 x 100 €) zugunsten einer getrennt verwalteten und abgerechneten 
kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung und 

− 1.680 € (12 x 140 €) zugunsten einer umlagefinanzierten betrieblichen 
Altersversorgung. 

 
Der Beitrag i. H. v. 1.200 € ist steuerfrei gem. § 3 Nr. 63 EStG, denn der entsprechende 
Höchstbetrag wird nicht überschritten. 
 
Von der Umlage sind (bei einer BBG in der allgemeinen Rentenversicherung [West] für 
2021 i. H. v. 85.200 €) 1.356 € steuerfrei gem. § 3 Nr. 56 Satz 1 und 3 EStG (grundsätzlich 
1 680 €, aber maximal 3 % der BBG in der allgemeinen Rentenversicherung [West] i. H. v. 
2.556 € abzüglich 1.200 €). Die verbleibende Umlage i. H. v. 324 € (1.680 € abzüglich 
1.356 €) ist individuell oder gem. § 40b Abs. 1 und 2 EStG pauschal zu besteuern. 
 

81 Es bestehen keine Bedenken gegen eine auf das Kalenderjahr bezogene Betrachtung 
hinsichtlich der gem. § 3 Nr. 56 Satz 3 EStG vorzunehmenden Verrechnung, wenn sowohl 
nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfreie Beiträge als auch nach § 3 Nr. 56 EStG steuerfreie 
Zuwendungen erbracht werden sollen. Stellt der Arbeitgeber vor Übermittlung der 
elektronischen Lohnsteuerbescheinigung fest (z. B. wegen einer erst im Laufe des 
Kalenderjahres vereinbarten nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfreien Entgeltumwandlung aus einer 
Sonderzuwendung), dass die ursprüngliche Betrachtung nicht mehr zutreffend ist, hat er eine 
Korrektur vorzunehmen. 
 

82 Beispiel: 
 
Arbeitgeber A zahlt ab dem 1. Januar 2021 monatlich an eine Zusatzversorgungskasse 220 € 
zugunsten einer umlagefinanzierten betrieblichen Altersversorgung; nach § 3 Nr. 63 EStG 
steuerfreie Beiträge werden nicht entrichtet. Aus dem Dezembergehalt (Gehaltszahlung 
15. Dezember 2021) wandelt der Arbeitnehmer einen Betrag i. H. v. 240 € zugunsten einer 
kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung um (wobei die Mitteilung an den 
Arbeitgeber am 6. Dezember 2021 erfolgt). 
 
Der Beitrag i. H. v. 240 € ist vorrangig steuerfrei nach § 3 Nr. 63 EStG. 
 
Von der Umlage wurde bisher ein Betrag i. H. v. 2.343 € (= 11 x 213 € [3 % der BBG für 
2021 in der allgemeinen Rentenversicherung [West] i. H. v. 85.200 € = 2.556 €, verteilt auf 
12 Monate]) nach § 3 Nr. 56 EStG steuerfrei belassen. 
 
Im Monat Dezember ist die steuerliche Behandlung der Umlagezahlung zu korrigieren, denn 
nur ein Betrag i. H. v. 2.316 € (2.556 € abzüglich 240 €) kann maximal im Kalenderjahr 



 
Seite 31  

steuerfrei nach § 3 Nr. 56 EStG gezahlt werden. Ein Betrag i. H. v. 27 € (2.343 € abzüglich 
2.316 €) ist noch individuell oder pauschal zu besteuern. Der Arbeitgeber kann wahlweise den 
Lohnsteuerabzug der Monate Januar bis November 2021 korrigieren oder im Dezember 2021 
den Betrag als sonstigen Bezug behandeln. Der Beitrag zugunsten der umlagefinanzierten 
betrieblichen Altersversorgung für den Monat Dezember 2021 i. H. v. 220 € ist vollständig 
individuell oder pauschal zu besteuern. 
 
13. Anwendung des § 40b EStG in der geltenden Fassung 
 

83 § 40b EStG erfasst nur noch Zuwendungen des Arbeitgebers für eine betriebliche 
Altersversorgung an eine Pensionskasse, die nicht im Kapitaldeckungsverfahren, sondern im 
Umlageverfahren finanziert wird (wie z. B. Umlagen an die Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder - VBL - bzw. an eine kommunale oder kirchliche Zusatzversorgungskasse). 
Werden für den Arbeitnehmer solche Zuwendungen laufend geleistet, bleiben diese zunächst 
im Rahmen des § 3 Nr. 56 EStG steuerfrei. Die den Rahmen des § 3 Nr. 56 EStG 
übersteigenden Zuwendungen können dann nach § 40b Abs. 1 und 2 EStG pauschal besteuert 
werden (zur Anwendung der Pauschalbesteuerung nach § 40b EStG a. F. für den Bereich der 
kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung vgl. Rn. 85 ff.). Werden von einer 
Versorgungseinrichtung sowohl Umlagen als auch Beiträge im Kapitaldeckungsverfahren 
erhoben, ist § 40b EStG auch auf die im Kapitaldeckungsverfahren erhobenen Beiträge 
anwendbar, wenn eine getrennte Verwaltung und Abrechnung beider Vermögensmassen 
(Trennungsprinzip, Rn. 25) nicht erfolgt. 
 

84 Zuwendungen des Arbeitgebers im Sinne des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 EStG an eine 
Pensionskasse sind in voller Höhe pauschal nach § 40b Abs. 4 EStG mit 15 % zu besteuern. 
Dazu gehören z. B. Gegenwertzahlungen und Zahlungen im Erstattungsmodell nach § 23a 
und § 23c der Satzung der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder - VBL - oder nach 
§ 15a und § 15b der AKA-Mustersatzung für die kommunalen und kirchlichen 
Zusatzversorgungskassen. Für die Anwendung des § 40b Abs. 4 EStG ist es unerheblich, 
wenn an die Versorgungseinrichtung keine weiteren laufenden Beiträge oder Zuwendungen 
geleistet werden. 
 
14. Übergangsregelungen § 52 Abs. 4 Satz 16 f. und Abs. 40 EStG zur Anwendung des 

§ 3 Nr. 63 EStG sowie des § 40b EStG a. F. 
 
a) Mindestens eine pauschal besteuerte Beitragsleistung vor dem 1. Januar 2018 
 

85 Für die weitere Anwendung von § 40b Abs. 1 und 2 EStG a. F. über § 52 Abs. 40 EStG ist 
als grundlegende personenbezogene Voraussetzung zunächst entscheidend, ob vor dem 
1. Januar 2018 mindestens ein Beitrag des Arbeitgebers zum Aufbau einer kapitalgedeckten 
Altersversorgung an eine Pensionskasse oder Direktversicherung rechtmäßig nach § 40b 
Abs. 1 und 2 EStG a. F. pauschal besteuert wurde. Hierfür mussten die entsprechenden 
Beiträge aufgrund einer Versorgungszusage geleistet werden, die vor dem 1. Januar 2005 
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erteilt wurde. Für die Frage der zulässigen Anwendung der Pauschalbesteuerung vor 2018 
sind daher die Regelungen in den Rn. 349 ff. des BMF-Schreibens vom 24. Juli 2013 
(BStBl I S. 1022), unter Berücksichtigung der Änderungen durch das BMF-Schreiben vom 
13. Januar 2014 (BStBl I S. 97) und das BMF-Schreiben vom 13. März 2014 (BStBl I S. 554) 
weiter von Bedeutung. 
 

86 Wurde für einen Arbeitnehmer vor dem 1. Januar 2018 mindestens ein Beitrag rechtmäßig 
nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuert, liegen für diesen Arbeitnehmer die persönlichen 
Voraussetzungen für die weitere Anwendung des § 40b EStG a. F. sein ganzes Leben lang 
vor. Vertragsänderungen (z. B. Beitragserhöhungen), Neuabschlüsse, Änderungen der 
Versorgungszusage, Arbeitgeberwechsel etc. sind unbeachtlich. Im Fall eines 
Arbeitgeberwechsels genügt es, wenn der Arbeitnehmer gegenüber dem neuen Arbeitgeber 
nachweist, dass vor dem 1. Januar 2018 mindestens ein Beitrag an eine Pensionskasse oder 
für eine Direktversicherung nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuert wurde (beispielsweise 
durch eine Gehaltsabrechnung oder eine Bescheinigung eines Vorarbeitgebers bzw. des 
Versorgungsträgers). Der neue Arbeitgeber kann dann die in Betracht kommenden Beiträge 
zugunsten einer kapitalgedeckten Pensionskasse oder Direktversicherung im Sinne des 
R 40b.1 LStR ebenfalls weiterhin nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuern. Übersteigen die 
Beiträge des Arbeitgebers den Pauschalierungshöchstbetrag von 1.752 €, sind diese unter den 
Voraussetzungen des § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG i. V. m. § 52 Abs. 4 Satz 16 EStG steuerfrei 
(vgl. Rn. 31). Die Anwendung der Pauschalbesteuerung nach § 40b EStG a. F. für Beiträge an 
Pensionskassen und für Direktversicherungen ist somit nicht erst nach Übersteigen des 
steuerfreien Höchstbetrages von 8 % möglich, sondern mindert das maximal steuerfreie 
Volumen (§ 52 Abs. 4 Satz 16 EStG). 
 

87 Beispiel 1: 
 
Dem Arbeitnehmer A wurde vom Arbeitgeber B im Jahr 2003 eine Versorgungszusage über 
eine Pensionskasse und im Jahr 2013 in Form einer Direktversicherung erteilt. Die Beiträge 
für die Pensionskasse wurden - soweit sie die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG 
überstiegen - bis zur Beendigung des Dienstverhältnisses am 30. Juni 2020 nach § 40b EStG 
a. F. pauschal besteuert. Die Beiträge für die Direktversicherung wurden aus individuell 
versteuertem Arbeitslohn geleistet. Nach einer Zeit der Arbeitslosigkeit (1. Juli 2020 bis 
31. März 2021) nimmt A zum 1. April 2021 ein neues Beschäftigungsverhältnis beim 
Arbeitgeber C auf. C erteilt A eine neue Versorgungszusage über einen Pensionsfonds und 
übernimmt die Direktversicherung. A weist dem C nach, dass die Beiträge für die 
Pensionskasse in 2017 (damit vor dem 1. Januar 2018) nach § 40b EStG a. F. pauschal 
besteuert wurden (Vorlage einer Gehaltsabrechnung). 
 
Arbeitgeber C kann die Beiträge für die Direktversicherung bis zur Höhe von maximal 
1.752 € nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuern. Der Zeitpunkt der Erteilung der 
Versorgungszusage für die Direktversicherung ist ohne Bedeutung. Die Beiträge an den 
Pensionsfonds sind nach Maßgabe des § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei. 
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88 Beispiel 2: 

 
Dem Arbeitnehmer A wurde vom Arbeitgeber B im Jahr 2009 eine Versorgungszusage in 
Form einer Direktversicherung erteilt. Die Beiträge für die Direktversicherung waren bis zum 
30. Juni 2020 steuerfrei nach § 3 Nr. 63 EStG. Nach einer Zeit der Arbeitslosigkeit (1. Juli 
2020 bis 31. März 2021) nimmt A zum 1. April 2021 ein neues Beschäftigungsverhältnis 
beim Arbeitgeber C auf. C übernimmt die Direktversicherung und führt sie fort. 
 
Arbeitgeber C kann die Beiträge für die Direktversicherung nicht nach § 40b EStG a. F. 
pauschal besteuern, da vor dem 1. Januar 2018 kein Beitrag nach § 40b Abs. 1 und 2 EStG 
a. F. pauschal besteuert wurde.  
 
b) Weiteranwendung des § 40b Abs. 1 und 2 EStG a. F. 
 

89 Neben diesen Vorgaben (s. Rn. 85 f.) ist Folgendes zu beachten: 
 

90 Im Fall der Durchschnittsberechnung nach § 40b Abs. 2 Satz 2 EStG a. F. sind zur Ermittlung 
des verbleibenden steuerfreien Volumens nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG grundsätzlich die auf 
den einzelnen Arbeitnehmer entfallenden Leistungen des Arbeitgebers mindernd 
anzurechnen. Hat der Arbeitgeber keine individuelle Zuordnung der auf den einzelnen 
Arbeitnehmer entfallenden Leistungen vorgenommen, bestehen keine Bedenken, wenn der 
Arbeitgeber aus Vereinfachungsgründen einheitlich für alle Arbeitnehmer den nach § 40b 
EStG a. F. pauschal besteuerten Durchschnittsbetrag berücksichtigt. 
 

91 Beispiel 1: 
 
Der Arbeitgeber zahlt in einen Gruppendirektversicherungsvertrag 600 € jährlich für den 
Arbeitnehmer A und 2.000 € jährlich für den Arbeitnehmer B ein. Der Durchschnittsbetrag 
von 1.300 € (600 € zuzüglich 2.000 € : 2 Arbeitnehmer) wird mit 20 % pauschal besteuert. 
 
Das steuerfreie Volumen von 8 % der BBG in der allgemeinen Rentenversicherung (West) ist 
beim Arbeitnehmer A um 600 € und beim Arbeitnehmer B um 2.000 € zu vermindern.  
 

92-93 Beispiel 2: 
 
Der Arbeitgeber zahlt an eine Pensionskasse 3 % seiner Bruttolohnsumme als Beitrag für alle 
Arbeitnehmer. Der mit 20 % pauschal besteuerte, auf jeden Arbeitnehmer entfallende 
Durchschnittsbetrag nach § 40b Abs. 2 Satz 2 EStG a. F. beträgt 1.500 €. 
 
Das steuerfreie Volumen von 8 % der BBG in der allgemeinen Rentenversicherung (West) 
wird bei allen Arbeitnehmern um 1.500 € gemindert. 
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c) Verhältnis von § 3 Nr. 63 Satz 3 EStG und § 40b Abs. 1, Abs. 2 Satz 3 und 4 EStG 
a. F. 

 
94 Begünstigte Aufwendungen (Rn. 25 ff.), die der Arbeitgeber aus Anlass der Beendigung des 

Dienstverhältnisses leistet, können nach § 3 Nr. 63 Satz 3 EStG steuerfrei belassen oder nach 
§ 40b Abs. 2 Satz 3 und 4 EStG a. F. pauschal besteuert werden. 
 

95 Das steuerfreie Volumen von § 3 Nr. 63 Satz 3 EStG wird gemindert, soweit § 40b Abs. 1 
und Abs. 2 Satz 3 und 4 EStG a. F. auf die Beiträge, die der Arbeitgeber aus Anlass der 
Beendigung des Dienstverhältnisses leistet, angewendet wird (§ 52 Abs. 4 Satz 17 EStG). Die 
Pauschalbesteuerung nach § 40b Abs. 2 Satz 1 und 2 EStG a. F. berührt hingegen das 
steuerfreie Volumen des § 3 Nr. 63 Satz 3 EStG nicht. 
 

96-97 Beispiel: 
 
Steuerfreier Höchstbetrag  
(maximal 10 Jahre x 4 % BBG in der allgemeinen Rentenversicherung [West] für 2021: 
85.200 €) 34.080 € 
abzgl. nach § 40b Abs. 2 Satz 3 und 4 EStG a. F. tatsächlich pauschal  
besteuerte Beiträge z. B. ./. 26.280 € 
verbleiben als steuerfreies Volumen nach § 3 Nr. 63 Satz 3 EStG =    7.800 € 
d) Verhältnis von § 3 Nr. 63 Satz 4 EStG und § 40b Abs. 1 und 2 Satz 1 und 2 EStG 

a. F. 
 

98 Begünstigte Aufwendungen (Rn. 46), die der Arbeitgeber für Kalenderjahre nachzahlt, in 
denen das erste Dienstverhältnis ruhte, können nach § 3 Nr. 63 Satz 4 EStG sowie ggf. nach 
§ 3 Nr. 63 Satz 1 EStG steuerfrei belassen oder nach § 40b Abs. 2 Satz 1 und 2 EStG a. F. 
pauschal besteuert werden (Rn. 50).  
 
e) Verhältnis von § 3 Nr. 63 EStG und § 40b EStG a. F., wenn die betriebliche 

Altersversorgung nebeneinander bei verschiedenen Versorgungseinrichtungen 
durchgeführt wird 

 
99 Leistet der Arbeitgeber nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG begünstigte Beiträge an verschiedene 

Versorgungseinrichtungen, kann er § 40b EStG a. F. auf Beiträge an Pensionskassen und 
Direktversicherungen unabhängig von der zeitlichen Reihenfolge der Beitragszahlung 
anwenden, wenn die Voraussetzungen für die weitere Anwendung der Pauschalbesteuerung 
vorliegen. 
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15. BAV-Förderbetrag  
 
a) Allgemeines 
 

100 Der in § 100 EStG geregelte BAV-Förderbetrag ist ein staatlicher Zuschuss zu einem vom 
Arbeitgeber zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleisteten Beitrag zur 
betrieblichen Altersversorgung von Arbeitnehmern mit geringem Einkommen 
(Bruttoarbeitslohn von monatlich nicht mehr als 2.575 €). Gefördert werden Beiträge von 
mindestens 240 € bis höchstens 960 € im Kalenderjahr. Der staatliche Zuschuss beträgt 30 % 
des gesamten zusätzlichen Arbeitgeberbeitrags, also mindestens 72 € bis höchstens 288 € im 
Kalenderjahr. Er wird dem Arbeitgeber im Wege der Verrechnung mit der von ihm 
abzuführenden Lohnsteuer gewährt, grundsätzlich für den Lohnsteuer-Anmeldungszeitraum, 
dem der jeweilige Beitrag des Arbeitgebers zuzuordnen ist. 
 
b) Grundlegende Voraussetzungen und Abwicklung (§ 100 Abs. 1 EStG) 
 

101 Arbeitgeber im Sinne des § 38 Abs. 1 EStG dürfen für jeden begünstigten Arbeitnehmer (vgl. 
Rn. 106 ff.) mit einem ersten Dienstverhältnis vom Gesamtbetrag der einzubehaltenden 
Lohnsteuer einen Teilbetrag des Arbeitgeberbeitrags zur kapitalgedeckten betrieblichen 
Altersversorgung (BAV-Förderbetrag) entnehmen und bei der nächsten Lohnsteuer-
Anmeldung gesondert absetzen.  
 

102 Ist keine Lohnsteuer einzubehalten (weil der Arbeitslohn nicht steuerbelastet ist oder lediglich 
die Pauschalsteuer an die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft/Bahn/See zu entrichten 
ist) oder ist die vom Arbeitgeber einzubehaltende Lohnsteuer geringer als der BAV-
Förderbetrag, kommt es mit der Lohnsteuer-Anmeldung zu einer Erstattung durch das 
Betriebsstättenfinanzamt. 
 

103 Die Förderung beanspruchen kann somit nur ein Arbeitgeber, der dem Grunde nach zum 
Lohnsteuerabzug verpflichtet ist. Das sind inländische Arbeitgeber (§ 38 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
EStG), ausländische Verleiher (§ 38 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG) und in den Fällen der 
Arbeitnehmerentsendung das in Deutschland ansässige aufnehmende Unternehmen, das den 
Arbeitslohn für die geleistete Arbeit wirtschaftlich trägt oder nach dem 
Fremdvergleichsgrundsatz hätte tragen müssen (§ 38 Abs. 1 Satz 2 EStG). 
 

104 Der BAV-Förderbetrag setzt ein erstes Dienstverhältnis voraus (Steuerklassen I bis V oder die 
Bestimmung durch den Arbeitnehmer bei pauschal besteuertem Arbeitslohn; vgl. auch 
Rn. 24). Hierzu zählt auch ein weiterbestehendes Dienstverhältnis ohne Anspruch auf 
Arbeitslohn (z. B. während der Elternzeit, der Pflegezeit, des Bezugs von Kurzarbeiter- oder 
Krankengeld). Bei einem Arbeitgeberwechsel im Laufe des Jahres kann der BAV-
Förderbetrag erneut bis zum Höchstbetrag in Anspruch genommen werden, auch wenn 
er in einem vorangegangenen Dienstverhältnis bereits ausgeschöpft wurde. Im Fall der 
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Gesamtrechtsnachfolge und des Betriebsübergangs nach § 613a BGB kommt dies 
dagegen nicht in Betracht. 
 

105 Durch den BAV-Förderbetrag wird die kapitalgedeckte betriebliche Altersversorgung 
bezuschusst. Werden sowohl Umlagen als auch Beiträge im Kapitaldeckungsverfahren 
erhoben, gehören Letztere nur dann zu den begünstigten Aufwendungen, wenn eine getrennte 
Verwaltung und Abrechnung beider Vermögensmassen erfolgt (Trennungsprinzip); s. Rn. 25. 
 
c) Begünstigte Personen, Einkommensgrenze (§ 100 Abs. 3 Nr. 3 EStG) 
 

106 Begünstigt sind alle Arbeitnehmer (§ 1 LStDV, also auch Auszubildende, Teilzeitbeschäftigte 
oder geringfügig Beschäftigte), deren laufender steuerpflichtiger Arbeitslohn im Zeitpunkt der 
Beitragsleistung innerhalb der von § 100 Abs. 3 Nr. 3 EStG festgelegten Einkommensgrenze 
(2.575 € monatlich, 85,84 € täglich, 600,84 € wöchentlich und 30.900 € bei jährlicher 
Lohnzahlung) liegt. Maßgebend ist dabei der laufende Arbeitslohn des Arbeitnehmers im 
jeweiligen Lohnabrechnungszeitraum, der Berechnungsgrundlage für die 
Lohnsteuerberechnung gem. § 39b Abs. 2 Satz 1 EStG ist. Bei einem täglichen (z. B. 
untermonatiger Eintritt in das Dienstverhältnis), wöchentlichen oder monatlichen 
Lohnzahlungszeitraum ist der Lohn daher nicht auf einen voraussichtlichen Jahresarbeitslohn 
hochzurechnen. Ergibt sich z. B. aufgrund einer rechtlich fehlerhaften Lohnabrechnung oder 
einer Lohnsteuer-Außenprüfung nachträglich eine Korrektur des laufenden Arbeitslohns mit 
der Folge, dass die Voraussetzungen für die Gewährung des BAV-Förderbetrags im 
jeweiligen Lohnzahlungszeitraum nicht vorlagen, sind die entsprechenden Lohnsteuer-
Anmeldungen zu ändern (vgl. Rn. 114 und 142). 
 

107 Beispiel: 
 
Ein Arbeitnehmer ist seit 1. Januar beim Arbeitgeber A beschäftigt (Monatsarbeitslohn 
5.000 €). Ab 16. April ist er im Ausland tätig und bezieht seitdem nach DBA steuerfreien 
Arbeitslohn. Im April betragen der steuerpflichtige und der steuerfreie Arbeitslohn jeweils 
2.500 €.  
 
Der Lohnzahlungszeitraum im April ist der Kalendermonat (R 39b.5 Abs. 2 Satz 3 LStR). Im 
April beträgt das maßgebliche Einkommen 2.500 €. Die Einkommensgrenze des § 100 Abs. 3 
Nr. 3 EStG wird nicht überschritten. 
 

108 Steuerfreie Lohnbestandteile (z. B. nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfreie Beiträge zur 
betrieblichen Altersversorgung, steuerfreie Arbeitslohnteile nach DBA), sonstige Bezüge 
(§ 39b Abs. 3 EStG, auch R 39b.5 Abs. 4 Satz 2 LStR), unter die 44 €-Freigrenze - ab 2022: 
50 €-Freigrenze - (§ 8 Abs. 2 Satz 11 EStG3) oder den Rabattfreibetrag fallende Sachbezüge 

                                                 
3 in der Fassung des Jahressteuergesetzes 2020 vom 21. Dezember 2020, BGBl. I S. 3096, BStBl 2021 I S. 6 
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(§ 8 Abs. 3 EStG) oder nach den §§ 37a, 37b, 40, 40b EStG oder § 40b EStG a. F. pauschal 
besteuerter Arbeitslohn bleiben bei der Prüfung der Einkommensgrenze unberücksichtigt. 
 

109 Bei Teilzeitbeschäftigten und geringfügig Beschäftigten, bei denen die Lohnsteuer pauschal 
erhoben wird, gibt es keinen laufenden Arbeitslohn im Sinne des § 39b Abs. 2 Satz 1 und 2 
EStG. Hier wird auf den pauschal besteuerten Arbeitslohn oder das pauschal besteuerte 
Arbeitsentgelt für den entsprechenden Lohnzahlungszeitraum abgestellt. Als sonstige Bezüge 
einzuordnende Arbeitsentgelt-/Arbeitslohnteile bleiben hier ebenfalls unberücksichtigt. 
 

110 Zu dem durch den BAV-Förderbetrag begünstigten Personenkreis gehören alle Arbeitnehmer 
(§ 1 LStDV), unabhängig davon, ob sie in der gesetzlichen Rentenversicherung 
pflichtversichert sind oder nicht (z. B. beherrschende Gesellschafter-Geschäftsführer, 
geringfügig Beschäftigte, in einem berufsständischen Versorgungswerk Versicherte). 
 
d) Begünstigte Aufwendungen, zusätzlicher Arbeitgeberbeitrag (§ 100 Abs. 3 Nr. 2 

EStG) 
 

111 Nach § 100 Abs. 3 Nr. 2 EStG kann der BAV-Förderbetrag nur für einen vom Arbeitgeber 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erbrachten Beitrag zur betrieblichen 
Altersversorgung an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder für eine 
Direktversicherung beansprucht werden (§ 8 Abs. 4 EStG4). Die zusätzlichen Beiträge 
können z. B. tarifvertraglich, durch eine Betriebsvereinbarung oder auch einzelvertraglich 
festgelegt sein. Im Gesamtversicherungsbeitrag des Arbeitgebers enthaltene 
Finanzierungsanteile des Arbeitnehmers sowie die mittels Entgeltumwandlung finanzierten 
Beiträge oder Eigenbeteiligungen des Arbeitnehmers sind - anders als bei § 3 Nr. 63 und 
§ 10a/Abschnitt XI EStG (s. Rn. 26 und 67) - daher nicht begünstigt. 
 

111a Auch die in Rn. 26a angesprochenen Beiträge zur betrieblichen Altersversorgung (für 
die betriebliche Altersversorgung verwendete vermögenswirksame Leistungen und 
Erhöhungsbeträge) erfüllen die Voraussetzungen für den BAV-Förderbetrag nicht, da 
es an der Voraussetzung „zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn” (§ 100 
Abs. 3 Nr. 2 EStG) fehlt. Im Übrigen widerspricht es der Intention des 
Betriebsrentenstärkungsgesetzes, entsprechende Beiträge, die zu einer Zuschusspflicht 
nach § 1a Abs. 1a und § 23 Abs. 2 BetrAVG führen, zu fördern. 
 

112 Nicht begünstigt sind auch die Leistungen des Arbeitgebers im Sinne des § 1a Abs. 1a und 
§ 23 Abs. 2 BetrAVG, die er als Ausgleich für die ersparten Sozialversicherungsbeiträge 
infolge einer Entgeltumwandlung erbringt. Diese Beiträge werden steuerlich wie die zu 
Grunde liegende Entgeltumwandlung behandelt (s. a. Einzelbegründung zu § 1a Abs. 1a 
BetrAVG in der BT-Drs. 18/12612 und Einzelbegründung zu § 23 Abs. 2 BetrAVG in der 

                                                 
4 in der Fassung des Jahressteuergesetzes 2020 vom 21. Dezember 2020, BGBl. I S. 3096, BStBl 2021 I S. 6 
 

https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/78742_100/?SprungMarke=ja_3
https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/78742_100/?SprungMarke=ja_3
https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/136713_1a/?SprungMarke=ja_1a
https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/136713_23/?SprungMarke=ja_1a
https://datenbank.nwb.de/Dokument/Anzeigen/136713/
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BT-Drs. 18/11286). Nicht begünstigt sind ferner Leistungen des Arbeitgebers im Sinne des 
§ 23 Abs. 1 BetrAVG, die dem einzelnen Arbeitnehmer unmittelbar gutgeschrieben oder 
zugerechnet werden.  
 

113 Die Förderung setzt des Weiteren voraus, dass der Arbeitgeber einen Mindestbetrag i. H. v. 
240 € im Kalenderjahr geleistet hat. Bei der Ermittlung des Mindestbetrags sind nur 
Beiträge des Arbeitgebers an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder für eine 
Direktversicherung zu berücksichtigen, die die Voraussetzungen des § 100 Abs. 3 Nr. 4 
und 5 EStG erfüllen. Wird der jährliche Mindestbetrag aus Gründen nicht erreicht, die zum 
Zeitpunkt der Inanspruchnahme des BAV-Förderbetrags nicht absehbar waren, beispielsweise 
weil der Arbeitgeber einen Monatsbetrag leistet und der Arbeitnehmer unerwartet aus dem 
Unternehmen ausscheidet, bevor der Mindestbetrag erreicht werden kann, ist der BAV-
Förderbetrag nicht rückgängig zu machen (s. § 100 Abs. 4 Satz 1 EStG). Maximal begünstigt 
ist ein zusätzlicher Beitrag des Arbeitgebers i. H. v. 960 € im Kalenderjahr.  
 
e) Verhältnisse im Zeitpunkt der Beitragsleistung 
 

114 Für die Prüfung der Voraussetzungen des BAV-Förderbetrags sind immer nur die 
Verhältnisse im Zeitpunkt der Beitragsleistung maßgeblich (§ 100 Abs. 4 Satz 1 EStG). Sich 
nachträglich ergebende, rückwirkende Änderungen der Verhältnisse sind unbeachtlich. Die 
Regelung betrifft insbesondere Fälle mit schwankendem oder steigendem Arbeitslohn, 
rückwirkende Erhöhungen des Arbeitslohns sowie Fälle, in denen der Mindestbetrag nach 
§ 100 Abs. 3 Nr. 2 EStG unvorhergesehen nicht erreicht wird. Etwas anderes gilt, wenn z. B. 
aufgrund einer rechtlich fehlerhaften Lohnabrechnung oder im Rahmen einer Lohnsteuer-
Außenprüfung nachträglich festgestellt wird, dass der für die Einkommensgrenze nach § 100 
Abs. 3 Nr. 3 EStG maßgebliche laufende Arbeitslohn unzutreffend ermittelt wurde. 
 

115 Beispiel 1: 
 
Bei einem Arbeitnehmer beträgt im Januar der laufende Arbeitslohn 2.500 €. Der Arbeitgeber 
zahlt monatlich zum 10. des Monats einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag von 80 € und 
nimmt mit der Lohnsteuer-Anmeldung für Januar den BAV-Förderbetrag in Anspruch. Im 
August wird eine Gehaltserhöhung von 3,5 % vereinbart, und zwar rückwirkend ab Juni. Der 
laufende Arbeitslohn beträgt daher ab Juni 2.587,50 €. Der Arbeitgeber zahlt weiterhin 
monatlich den zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag. 
 
Ab August kann der BAV-Förderbetrag nicht mehr in Anspruch genommen werden. Das 
Überschreiten der Einkommensgrenze ab August hat aber keinen Einfluss auf den bereits in 
den Monaten Januar bis Juli zulässigerweise in Anspruch genommenen BAV-Förderbetrag. 
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116 Beispiel 2: 
 
Bei einem Arbeitnehmer beträgt der laufende Arbeitslohn 2.500 €. Zusätzlich erhält der 
Arbeitnehmer steuerfreien Arbeitslohn von 200 €. Der Arbeitgeber zahlt monatlich zum 
10. des Monats einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag von 80 € und nimmt mit der 
Lohnsteuer-Anmeldung jeweils den BAV-Förderbetrag in Anspruch. Im Rahmen einer 
Lohnsteuer-Außenprüfung wird im folgenden Jahr festgestellt, dass die Voraussetzungen für 
die Steuerfreiheit im August nicht erfüllt sind. 
 
Der BAV-Förderbetrag kann nicht in Anspruch genommen werden und ist zurückzuzahlen, 
weil der laufende Arbeitslohn unzutreffend ermittelt wurde. Die Lohnsteuer-Anmeldung für 
den Anmeldungszeitraum August des Vorjahres ist zu korrigieren. 
 

117 Beispiel 3: 
 
Der Arbeitgeber zahlt bei einem unbefristet beschäftigten Arbeitnehmer monatlich zum 
10. des Monats einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag i. H. v. 30 €. Der Arbeitgeber nimmt 
mit der Lohnsteuer-Anmeldung den BAV-Förderbetrag in Anspruch. Zum 1. Mai verlässt der 
Arbeitnehmer unerwartet das Unternehmen. Hierüber hat er den Arbeitgeber am 20. April 
informiert. Vom Arbeitgeber kann der zu zahlende Mindestbetrag von 240 € nicht mehr 
erreicht werden. 
 
Das unerwartete Ausscheiden des Arbeitnehmers hat keinen Einfluss auf den bereits in den 
Monaten Januar bis April in Anspruch genommenen BAV-Förderbetrag (keine rückwirkende 
Korrektur). 
 

118 Beispiel 4: 
 
Der Arbeitgeber zahlt bei einem unbefristet beschäftigten Arbeitnehmer monatlich zum 
10. des Monats einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag i. H. v. 30 €. Der Arbeitgeber nimmt 
mit der Lohnsteuer-Anmeldung den BAV-Förderbetrag in Anspruch. Der Arbeitnehmer 
informiert seinen Arbeitgeber am 20. Januar über seine fristgemäße Kündigung zum 30. April 
des Jahres. 
 
Das Ausscheiden des Arbeitnehmers hat keinen Einfluss auf den bereits im Monat Januar in 
Anspruch genommenen BAV-Förderbetrag (keine rückwirkende Korrektur). Ab Februar kann 
der BAV-Förderbetrag nicht mehr in Anspruch genommen werden, da der vom Arbeitgeber 
zu zahlende Mindestbetrag von 240 € (bei unveränderter Beitragszahlung) nicht mehr erreicht 
werden kann. 
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f) Höhe des BAV-Förderbetrags (§ 100 Abs. 2 EStG) 
 
aa) Neue Vereinbarungen ab 2018 
 

119 Der BAV-Förderbetrag beträgt im Kalenderjahr 30 % des begünstigten Arbeitgeberbeitrags, 
also mindestens 72 € bis höchstens 288 € (§ 100 Abs. 2 Satz 1 EStG; bis einschließlich 2019: 
höchstens 144 €). Der BAV-Förderbetrag ist ein Jahresbetrag. Für die Gewährung des BAV-
Förderbetrags spielt es grundsätzlich keine Rolle, ob der zusätzliche Arbeitgeberbeitrag als 
Jahresbetrag, halb-, vierteljährlich, monatlich oder unregelmäßig gezahlt wird. Bei laufender 
oder unregelmäßiger Zahlung der Beiträge kann der BAV-Förderbetrag in entsprechenden 
Teilbeträgen bei der jeweiligen Lohnsteuer-Anmeldung geltend gemacht werden.  
 

120 Beispiel: 
 
Der Arbeitgeber zahlt vierteljährlich jeweils am 15. Januar, 15. April, 15. Juli und 
15. Oktober einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag i. H. v. 300 €.  
 
Am 15. Januar, 15. April und 15. Juli beträgt der BAV-Förderbetrag jeweils 90 € (30 % von 
300 €). Am 15. Oktober beträgt der BAV-Förderbetrag nur noch 18 €, denn bis dahin wurde 
der Höchstbetrag von 288 € bereits mit 270 € ausgeschöpft. 
 

121 Wird der BAV-Förderbetrag dabei ganz oder teilweise unberechtigterweise in Anspruch 
genommen, z. B. weil sich aufgrund eines nachträglich festgestellten Fehlers (Rn. 114 ff.) 
herausstellt, dass die Einkommensgrenze überschritten ist, sind die jeweiligen Lohnsteuer-
Anmeldungen zu ändern. Um solche Änderungen infolge nachträglich festgestellter Fehler zu 
vermeiden, bestehen keine Bedenken, wenn der auf die laufend oder unregelmäßig gezahlten 
Beiträge entfallende, rechtmäßig zustehende BAV-Förderbetrag in einer Summe spätestens 
bei der letzten Lohnsteuer-Anmeldung für das entsprechende Kalenderjahr geltend gemacht 
wird. 
 

122 Beispiel 1: 
 
Der Arbeitgeber zahlt monatlich jeweils am 15. einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag i. H. v. 
80 €. Der laufende Arbeitslohn für Arbeitnehmer A beträgt 2.500 €. Der Arbeitgeber macht 
den BAV-Förderbetrag von 24 € (30 % von 80 €) monatlich bei seiner Lohnsteuer-
Anmeldung geltend. Im Oktober stellt er fest, dass der für August zu berücksichtigende 
laufende Arbeitslohn des A zutreffend 2.600 € betragen hat. 
 
Der BAV-Förderbetrag durfte für August nicht in Anspruch genommen werden. Die 
entsprechende Lohnsteuer-Anmeldung für August ist zu korrigieren und der BAV-
Förderbetrag i. H. v. 24 € zurückzuzahlen, weil der laufende Arbeitslohn für August 
unzutreffend ermittelt wurde. 
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123 Beispiel 2: 
 
Der Arbeitgeber zahlt monatlich jeweils am 15. einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag i. H. v. 
80 €. Der laufende Arbeitslohn für Arbeitnehmer A beträgt 2.500 €. Er macht vorerst den 
BAV-Förderbetrag nicht geltend. Im Oktober stellt er fest, dass der für August zu 
berücksichtigende laufende Arbeitslohn des A zutreffend 2.600 € beträgt und korrigiert die 
Lohnabrechnung. Für den Monat August liegen die Voraussetzungen für den BAV-
Förderbetrag wegen Überschreitens der Einkommensgrenze somit nicht vor. 
 
Der Arbeitgeber kann den ihm insgesamt zustehenden BAV-Förderbetrag i. H. v. 264 € (11 x 
24 €) bei der Lohnsteuer-Anmeldung für Dezember in einer Summe geltend machen. 
 

124 Wird der entsprechende Arbeitgeberbeitrag als Einmalbetrag im Kalenderjahr geleistet, 
müssen nur einmal (im Lohnzahlungszeitraum der Beitragsentrichtung) die 
Einkommensgrenze sowie die Erreichung des Mindestbetrags geprüft werden. 
 

125 Stellt der Arbeitgeber vor Ablauf des Kalenderjahres fest, dass die Förderung nach § 100 
EStG nicht vollständig beansprucht worden ist, muss eine anderweitige steuerliche 
Behandlung der Beiträge des Arbeitgebers zur betrieblichen Altersversorgung (z. B. § 3 
Nr. 63 EStG oder § 40b EStG a. F.) rückgängig gemacht werden (spätester Zeitpunkt hierfür 
ist die Übermittlung oder Erteilung der Lohnsteuerbescheinigung) oder der monatliche 
Teilbetrag künftig so geändert werden, dass der BAV-Förderbetrag voll ausgeschöpft wird.  
 
bb) Anwendung bei bereits bestehenden Vereinbarungen 
 

126 In Fällen, in denen der Arbeitgeber bereits im Jahr 2016 einen zusätzlichen 
Arbeitgeberbeitrag an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder für eine 
Direktversicherung geleistet hat, ist der jeweilige BAV-Förderbetrag auf den Betrag 
beschränkt, den der Arbeitgeber über den bisherigen Beitrag hinaus leistet (§ 100 Abs. 2 
Satz 2 EStG).  
 

127 Beispiel 1: 
 
Der Arbeitgeber zahlt seit 2016 einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag i. H. v. jährlich 200 €. 
Er erhöht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2021 auf 240 €. 
 
Der BAV-Förderbetrag beträgt grundsätzlich 30 % von 240 € (= 72 €), wegen der 
Begrenzung nach § 100 Abs. 2 Satz 2 EStG jedoch nur 40 € (Erhöhung des 
Arbeitgeberbeitrags). Im Ergebnis wird trotz der Begrenzung also der Aufstockungsbetrag in 
vollem Umfang über den BAV-Förderbetrag finanziert. Der Beitrag des Arbeitgebers ist 
i. H. v. 240 € nach § 100 Abs. 6 EStG steuerfrei. 
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128 Beispiel 2: 
 
Der Arbeitgeber zahlt seit 2016 einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag i. H. v. jährlich 200 €. 
Er erhöht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2021 auf 300 €. 
Der BAV-Förderbetrag beträgt 30 % von 300 € (= 90 €). Es erfolgt keine Begrenzung nach 
§ 100 Abs. 2 Satz 2 EStG, da der Arbeitgeberbeitrag um 100 € (also um mehr als 90 €) erhöht 
wird. Der Beitrag des Arbeitgebers ist i. H. v. 300 € nach § 100 Abs. 6 EStG steuerfrei. 
 

129 Beispiel 3: 
 
Der Arbeitgeber zahlt seit 2016 einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag i. H. v. jährlich 720 €. 
Er erhöht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2021 um 288 € auf 1.008 €. 
 
Der BAV-Förderbetrag beträgt 30 % von 960 € (= 288 €). Es erfolgt keine Begrenzung nach 
§ 100 Abs. 2 Satz 2 EStG, da der Arbeitgeberbeitrag um 288 € erhöht wird. Im Ergebnis wird 
trotz der Begrenzung also der Aufstockungsbetrag in vollem Umfang über den BAV-
Förderbetrag finanziert. Der Beitrag des Arbeitgebers ist i. H. v. 960 € nach § 100 Abs. 6 
EStG steuerfrei. Für den den Höchstbetrag von 960 € übersteigenden Arbeitgeberbeitrag 
i. H. v. 48 € kommt die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG in Betracht. 
 

130 Beispiel 4: 
 
Der Arbeitgeber zahlt seit 2016 einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag i. H. v. jährlich 
1.200 €. Er erhöht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2021 um 288 € auf 1.488 €. 
 
Der BAV-Förderbetrag beträgt 30 % von 960 € (= 288 €). Es erfolgt keine Begrenzung nach 
§ 100 Abs. 2 Satz 2 EStG, da der Arbeitgeberbeitrag um 288 € erhöht wird. Im Ergebnis wird 
trotz der Begrenzung also der Aufstockungsbetrag in vollem Umfang über den BAV-
Förderbetrag finanziert. Der Beitrag des Arbeitgebers ist i. H. v. 960 € nach § 100 Abs. 6 
EStG steuerfrei. Für den den Höchstbetrag von 960 € übersteigenden Arbeitgeberbeitrag 
i. H. v. 528 € kommt die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG in Betracht. 
 

131 Für die Begrenzung des BAV-Förderbetrags bei bereits bestehenden 
Versorgungsvereinbarungen wird auf das Referenzjahr 2016 abgestellt. Dadurch greift bei 
einer erst ab 2017 bestehenden betrieblichen Altersversorgung (z. B. Neueinstellung in 2017) 
die Begrenzung des § 100 Abs. 2 Satz 2 EStG nicht. Dies gilt dann auch für alle Erhöhungen 
der zusätzlichen Arbeitgeberbeiträge in 2017 oder später. Die Begrenzung greift jedoch 
dann, wenn der Arbeitgeber im Jahr 2016 einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag 
geleistet hat, das Arbeitsverhältnis in 2016 beendet wurde und zum selben Arbeitgeber 
später, d.h. in 2017 oder danach, neu begründet wurde oder wird. 
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132 Beispiel 1: 
 
Der Arbeitgeber zahlt für den Arbeitnehmer A seit 2016 einen zusätzlichen 
Arbeitgeberbeitrag i. H. v. jährlich 180 €. Er erhöht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2021 
auf 240 €. In 2021 stellt er außerdem Arbeitnehmer B neu ein, für den er ebenfalls einen 
zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag i. H. v. 240 € zahlt. 
 
Der BAV-Förderbetrag beträgt grundsätzlich 30 % von 240 € (= 72 €). Für den neu 
eingestellten Arbeitnehmer B kann der Arbeitgeber den BAV-Förderbetrag für einen 
Arbeitgeberbeitrag i. H. v. 240 € (BAV-Förderbetrag von 72 €) beanspruchen. Für 
Arbeitnehmer A kann der Arbeitgeber wegen § 100 Abs. 2 Satz 2 EStG den BAV-
Förderbetrag nur für einen Arbeitgeberbeitrag i. H. v. 60 € (Erhöhungsbetrag) 
beanspruchen. Der Beitrag des Arbeitgebers ist bei beiden Arbeitnehmern i. H. v. 240 € nach 
§ 100 Abs. 6 EStG steuerfrei. 
 

133 Beispiel 2: 
 
Der Arbeitgeber zahlte in 2016 einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag i. H. v. jährlich 210 €. 
Er hatte den Arbeitgeberbeitrag bereits ab 2017 auf 300 € erhöht. 
 
Der BAV-Förderbetrag beträgt 30 % von 300 € (= 90 €). Es erfolgt keine Begrenzung nach 
§ 100 Abs. 2 Satz 2 EStG, da der Arbeitgeberbeitrag ab 2017 um 90 € erhöht wurde. Im 
Ergebnis wird damit seit 2018 der Aufstockungsbetrag in vollem Umfang über den BAV-
Förderbetrag finanziert. Der Beitrag des Arbeitgebers ist i. H. v. 300 € nach § 100 Abs. 6 
EStG steuerfrei. 
 

133a War ein laufender (Monats-/Quartals-) Beitrag so bemessen, dass die Begrenzung nach 
§ 100 Abs. 2 Satz 2 EStG bei planmäßigem Verlauf nicht greift und scheidet der 
Arbeitnehmer unerwartet aus dem Unternehmen aus, ist der BAV-Förderbetrag nicht 
rückgängig zu machen (siehe auch Rn. 113). 
 

133b Beispiel: 
 
Der Arbeitgeber zahlte in 2016 einen zusätzlichen Arbeitgeberbeitrag i. H. v. jährlich 
210 €. Er hatte den Arbeitgeberbeitrag bereits ab 2017 auf 300 € (monatlich 25 €) 
erhöht. Zum 1. April 2021 scheidet der Arbeitnehmer unerwartet aus dem 
Unternehmen aus. 
 
Der BAV-Förderbetrag für die Jahre 2018 bis 2020 beträgt 30 % von 300 € (= 90 €). Es 
erfolgt keine Begrenzung nach § 100 Abs. 2 Satz 2 EStG, da der Arbeitgeberbeitrag ab 
2017 um 90 € erhöht wurde.  
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Für das Jahr 2021 leistet der Arbeitgeber lediglich einen Beitrag i. H. v. 75 € (3 x 25 €). 
Entsprechend Rn. 133a beträgt der BAV-Förderbetrag für das Jahr 2021 gleichwohl 
30 % von 75 € (= 22,50 €). 
 
g) Weitere Voraussetzungen für die Inanspruchnahme (§ 100 Abs. 3 EStG) 
 
aa) Lohnsteuerabzug im Inland (§ 100 Abs. 3 Nr. 1 EStG) 
 

134 Nach § 100 Abs. 3 Nr. 1 EStG setzt die Inanspruchnahme des BAV-Förderbetrags zudem 
voraus, dass der Arbeitslohn des Arbeitnehmers im Lohnzahlungszeitraum, für den der BAV-
Förderbetrag geltend gemacht wird, im Inland dem Lohnsteuerabzug unterliegt. Hiervon ist 
beispielsweise auch während der Eltern- und Pflegezeit, des Bezugs von Kurzarbeiter- oder 
Krankengeld auszugehen, obgleich der zu besteuernde Arbeitslohn 0 € beträgt. Auf die Art 
der Steuerpflicht des Arbeitnehmers (unbeschränkt oder beschränkt einkommensteuerpflichtig 
bzw. als unbeschränkt einkommensteuerpflichtig zu behandeln) kommt es nicht an. 
 

135 Eine Förderung ist hingegen ausgeschlossen für Arbeitnehmer, die ausschließlich nach einem 
DBA steuerfreien Arbeitslohn beziehen. Nicht ausgeschlossen ist hingegen die Förderung für 
Arbeitnehmer, bei denen aufgrund eines DBA der Lohnsteuerabzug im Inland begrenzt ist 
(beispielsweise bei Grenzgängern aus der Schweiz auf 4,5 % des Bruttobetrags der 
Vergütungen). 
 
bb) Auszahlungsform (§ 100 Abs. 3 Nr. 4 EStG) 
 

136 Nach § 100 Abs. 3 Nr. 4 EStG setzt die Förderung mittels BAV-Förderbetrag voraus, dass 
die Auszahlung der Versorgungsleistungen entsprechend § 82 Abs. 2 Satz 2 EStG 
vorgesehen ist. Zu den begünstigten Auszahlungsformen siehe im Einzelnen die 
Ausführungen unter Rn. 68. Entscheidet sich der Arbeitnehmer zugunsten einer 
Einmalkapitalauszahlung, so sind von diesem Zeitpunkt an die Voraussetzungen des § 100 
EStG nicht mehr erfüllt, d. h., die Förderung entfällt und die Beitragsleistungen sind zu 
besteuern. Erfolgt die Ausübung des Wahlrechts innerhalb des letzten Jahres vor dem 
altersbedingten Ausscheiden aus dem Erwerbsleben, so ist es aus Vereinfachungsgründen 
nicht zu beanstanden, wenn die Beitragsleistungen weiterhin nach § 100 EStG gefördert 
werden. Für die Berechnung der Jahresfrist ist dabei auf das im Zeitpunkt der Ausübung des 
Wahlrechts vertraglich vorgesehene Ausscheiden aus dem Erwerbsleben (vertraglich 
vorgesehener Beginn der Altersversorgungsleistung) abzustellen. Bei Auszahlung oder 
anderweitiger wirtschaftlicher Verfügung ist der Einmalkapitalbetrag gem. § 22 Nr. 5 Satz 1 
EStG zu besteuern (siehe dazu Rn. 148 f.). 
 
cc) Keine „Zillmerung“ (§ 100 Abs. 3 Nr. 5 EStG) 
 

137 Nach § 100 Abs. 3 Nr. 5 EStG kommt die steuerliche Förderung nur in Betracht, wenn 
sichergestellt ist, dass die Abschluss- und Vertriebskosten des Vertrages über die betriebliche 
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Altersversorgung nur als fester Anteil der laufenden Beiträge einbehalten werden; die 
Finanzierung der Abschluss- und Vertriebskosten zulasten der ersten Beiträge („Zillmerung“) 
ist förderschädlich. Bei am 1. Januar 2018 bereits bestehenden Verträgen kann die steuerliche 
Förderung ausnahmsweise in Anspruch genommen werden, sobald für die Restlaufzeit des 
Vertrages sichergestellt ist, dass 
– die verbliebenen Abschluss- und Vertriebskosten und  
– die ggf. neu anfallenden Abschluss- und Vertriebskosten  
jeweils als fester Anteil der ausstehenden laufenden Beiträge einbehalten werden. 
 
h) Rückgewährung des BAV-Förderbetrags (§ 100 Abs. 4 Satz 2 bis 4 EStG) 
 

138 Verfällt die Anwartschaft auf Leistungen aus einer geförderten betrieblichen 
Altersversorgung, z. B. wenn das Dienstverhältnis zum Arbeitnehmer vor Ablauf der 
Unverfallbarkeitsfrist von drei Jahren endet (§ 1b Abs. 1 BetrAVG), und ergibt sich daraus 
eine ganz oder teilweise Rückzahlung der Beiträge an den Arbeitgeber, sind die 
entsprechende BAV-Förderbeträge zurückzugewähren (§ 100 Abs. 4 Satz 2 bis 4 EStG). 
 

139 Eine Verpflichtung zur Rückgewährung des BAV-Förderbetrages ergibt sich jedoch nur, 
soweit er auf den Rückzahlungsbetrag an den Arbeitgeber entfällt (§ 100 Abs. 4 Satz 3 EStG). 
Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass nicht in allen Fällen mit der Verfallbarkeit der 
Anwartschaft Rückflüsse an den Arbeitgeber erfolgen. Dies kann z. B. der Fall sein bei einer 
verfallenen Invaliditäts- und Hinterbliebenenversorgung im Zusammenhang mit der 
Beitragszusage im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 2a und § 21 ff. BetrAVG, bei der alle Beiträge im 
Kollektiv verbleiben. 
 

140 Die Rückgewährung des BAV-Förderbetrages erfolgt über die Lohnsteuer-Anmeldung für 
den Lohnzahlungszeitraum, in dem die Rückzahlung zufließt. Der zurückzugewährende 
BAV-Förderbetrag ist der an das Betriebsstättenfinanzamt abzuführenden Lohnsteuer 
hinzuzurechnen. 
 
i) Anwendbarkeit anderer Vorschriften (§ 100 Abs. 5 EStG) 
 

141 Nach § 100 Abs. 5 EStG gelten beispielsweise die Regelungen zur Lohnsteuer-Außenprüfung 
und zur lohnsteuerlichen Anrufungsauskunft entsprechend. Aber auch bestimmte Regelungen 
der AO sind entsprechend beim BAV-Förderbetrag anzuwenden. Das sind insbesondere die 
für Steuervergütungen geltenden Vorschriften und die Straf- und Bußgeldvorschriften der 
AO. 
 

142 Wird bei einer Lohnsteuer-Außenprüfung festgestellt, dass bei einem Arbeitgeber die 
Voraussetzungen für den BAV-Förderbetrag und die Absetzung der an das Finanzamt 
abzuführenden Lohnsteuer nicht vorgelegen haben, werden die entsprechenden Lohnsteuer-
Anmeldungen geändert (denn die Lohnsteuer-Anmeldungen stehen als Steueranmeldungen 
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einer Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der Nachprüfung gleich, § 169 i. V. m. § 164 
AO). 
 
j) Steuerfreiheit des zusätzlich geleisteten Arbeitgeberbeitrags (§ 100 Abs. 6 EStG) 
 

143 Liegen sämtliche Fördervoraussetzungen des § 100 EStG für den zusätzlichen 
Arbeitgeberbeitrag zur betrieblichen Altersversorgung vor, ist der Betrag maximal bis zum 
förderfähigen Höchstbetrag i. H. v. 960 € steuerfrei nach § 100 Abs. 6 EStG. Liegen die 
Fördervoraussetzungen des § 100 EStG nicht vor, greift auch die Steuerfreiheit nach § 100 
Abs. 6 EStG nicht. 
 

144 Die Steuerfreiheit nach § 100 Abs. 6 EStG hat Vorrang gegenüber der Steuerfreiheit nach § 3 
Nr. 63 EStG. Ein über den förderfähigen Höchstbetrag nach § 100 Abs. 6 EStG hinaus 
gezahlter zusätzlicher Arbeitgeberbeitrag ist somit in der Regel nach § 3 Nr. 63 EStG 
steuerfrei, sofern das entsprechende Volumen des § 3 Nr. 63 EStG noch nicht anderweitig 
ausgeschöpft wurde. 
 
III. Steuerliche Behandlung der Versorgungsleistungen 
 
1. Allgemeines 
 

145 Die Leistungen aus einer Versorgungszusage des Arbeitgebers können Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit oder sonstige Einkünfte sein oder nicht der Besteuerung unterliegen. 
 
2. Direktzusage und Unterstützungskasse 
 

146 Versorgungsleistungen des Arbeitgebers aufgrund einer Direktzusage und 
Versorgungsleistungen einer Unterstützungskasse führen zu Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit (§ 19 EStG). 
 

147 Werden solche Versorgungsleistungen nicht fortlaufend, sondern in einer Summe gezahlt, 
handelt es sich um Vergütungen (Arbeitslohn) für mehrjährige Tätigkeiten im Sinne des § 34 
Abs. 2 Nr. 4 EStG (vgl. BFH-Urteil vom 12. April 2007 - VI R 6/02 -, BStBl II S. 581), die 
bei Zusammenballung als außerordentliche Einkünfte nach § 34 Abs. 1 EStG zu besteuern 
sind. Die Gründe für eine Kapitalisierung der Versorgungsleistungen sind dabei 
unerheblich. Im Fall von Teilkapitalauszahlungen in mehreren Kalenderjahren ist dagegen der 
Tatbestand der Zusammenballung nicht erfüllt; eine Anwendung des § 34 EStG kommt daher 
für diese Zahlungen nicht in Betracht. 
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3. Direktversicherung, Pensionskasse und Pensionsfonds 
 
a) Allgemeines 
 

148 Die steuerliche Behandlung der Leistungen aus einer Direktversicherung, Pensionskasse und 
Pensionsfonds in der Auszahlungsphase erfolgt nach § 22 Nr. 5 EStG (lex specialis, vgl. 
Rn. 126 ff. des BMF-Schreibens vom 21. Dezember 2017, BStBl 2018 I S. 93, geändert 
durch das BMF-Schreiben vom 17. Februar 2020, BStBl I S. 213). Der Umfang der 
Besteuerung hängt davon ab, inwieweit die Beiträge in der Ansparphase durch die 
Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG (vgl. Rn. 23 ff.), nach § 3 Nr. 63a EStG (vgl. Rn. 51 f.), 
nach § 3 Nr. 66 EStG (vgl. Rn. 56), nach § 100 EStG (vgl. Rn. 100 ff.) oder durch 
Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG und Zulage nach Abschnitt XI EStG (vgl. Rn. 66 ff.) 
gefördert wurden oder die Leistungen auf steuerfreien Zuwendungen nach § 3 Nr. 56 EStG 
oder auf der nach § 3 Nr. 55b Satz 1 oder § 3 Nr. 55c EStG steuerfreien Leistung aus einem 
neu begründeten Anrecht basieren. Dies gilt auch für Leistungen aus einer ergänzenden 
Absicherung der Invalidität oder von Hinterbliebenen. Dabei ist grundsätzlich von einer 
einheitlichen Versorgungszusage und somit für den Aufteilungsmaßstab von einer 
einheitlichen Behandlung der Beitragskomponenten für Alter und Zusatzrisiken auszugehen. 
Ist nur die Absicherung von Zusatzrisiken Gegenstand einer Versorgungszusage, ist für den 
Aufteilungsmaßstab auf die gesamte Beitragsphase und nicht allein auf den letzten geleisteten 
Beitrag abzustellen. Zu den nicht geförderten Beiträgen gehören insbesondere die nach 
§ 40b EStG a. F. pauschal besteuerten sowie die vor dem 1. Januar 2002 erbrachten Beiträge 
an eine Pensionskasse oder für eine Direktversicherung. Die Besteuerung erfolgt auch dann 
nach § 22 Nr. 5 EStG, wenn ein Direktversicherungsvertrag ganz oder teilweise privat 
fortgeführt wird.  
 

148a Wird infolge von § 1a Abs. 1a, § 26a BetrAVG die gesetzlich angeordnete 
Beitragsaufstockung und dementsprechende Leistungserhöhung der zugesagten 
betrieblichen Altersversorgung in den Durchführungswegen Pensionsfonds, 
Pensionskasse oder Direktversicherung vorgenommen, gilt die Betragsaufstockung nicht 
als gesonderter neuer Vertrag (§ 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG). 
 

149 Im Fall von Teil- bzw. Einmalkapitalauszahlungen handelt es sich nicht um außerordentliche 
Einkünfte im Sinne des § 34 Abs. 2 EStG. Daher kommt eine Anwendung der 
Fünftelungsregelung des § 34 EStG auf diese Zahlungen nicht in Betracht. 
 
b) Leistungen, die ausschließlich auf nicht geförderten Beiträgen beruhen 
 

150 Leistungen, die ausschließlich auf nicht geförderten Beiträgen beruhen, sind, wenn es sich um 
eine lebenslange Rente, eine Berufsunfähigkeits-, Erwerbsminderungs- oder um eine 
Hinterbliebenenrente handelt, als sonstige Einkünfte gem. § 22 Nr. 5 Satz 2 Buchstabe a 
i. V. m. § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb EStG mit dem Ertragsanteil zu 
besteuern. 
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151 Handelt es sich um Renten im Sinne der Rn. 150, die die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 

Nr. 2 Satz 1 Buchstabe b EStG erfüllen, sind diese als sonstige Einkünfte gem. § 22 Nr. 5 
Satz 2 Buchstabe a i. V. m. § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa EStG mit dem 
Besteuerungsanteil zu besteuern. Liegen die Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 
Buchstabe b EStG nicht vor, erfolgt die Besteuerung gem. § 22 Nr. 5 Satz 2 Buchstabe a 
i. V. m. § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb EStG mit dem Ertragsanteil. 
 

152 Auf andere als die in den Rn. 150 f. genannten Leistungen (z. B. Kapitalauszahlungen, 
Teilraten aus Auszahlungsplänen, Abfindungen) sind die Regelungen in Rn. 145 des BMF-
Schreibens vom 21. Dezember 2017 (BStBl 2018 I S. 93), geändert durch das BMF-
Schreiben vom 17. Februar 2020 (BStBl I S. 213), entsprechend anzuwenden. Wird bei 
einem vor dem 1. Januar 2012 abgeschlossenen Vertrag die Untergrenze für betriebliche 
Altersversorgungsleistungen bis auf das 62. Lebensjahr oder der Zeitpunkt des erstmaligen 
Bezugs von Altersversorgungsleistungen bei altersbedingtem Ausscheiden aus dem 
Erwerbsleben auf das 67. Lebensjahr erhöht (vgl. Rn. 3) und dadurch die Laufzeit des 
Vertrages verlängert, führt dies allein zu keiner nachträglichen Vertragsänderung, wenn die 
Verlängerung einen Zeitraum von höchstens zwei Jahren umfasst. Eine entsprechende 
Verlängerung der Beitragszahlungsdauer ist zulässig. Eine Verlängerung der Laufzeit bzw. 
der Beitragszahlungsdauer infolge der Anhebung der Altersgrenze kann nur einmalig 
vorgenommen werden. 
 

153 Zu Leistungen aus einer reinen Risikoversicherung vgl. insoweit Rn. 7 des BMF-Schreibens 
vom 1. Oktober 2009 (BStBl I S. 1172), geändert durch die BMF-Schreiben vom 
6. März 2012 (BStBl I S. 238), vom 29. September 2017 (BStBl I S. 1314) und vom 
9. August 2019 (BStBl I S. 829). 
 
c) Leistungen, die ausschließlich auf geförderten Beiträgen beruhen 
 

154 Leistungen, die ausschließlich auf geförderten Beiträgen beruhen, unterliegen als sonstige 
Einkünfte nach § 22 Nr. 5 Satz 1 EStG in vollem Umfang der Besteuerung (vgl. auch 
Rn. 137 f. des BMF-Schreibens vom 21. Dezember 2017, BStBl 2018 I S. 93, geändert 
durch das BMF-Schreiben vom 17. Februar 2020, BStBl I S. 213). 
 
d) Leistungen, die auf geförderten und nicht geförderten Beiträgen beruhen 
 

155 Beruhen die Leistungen sowohl auf geförderten als auch auf nicht geförderten Beiträgen, 
müssen die Leistungen in der Auszahlungsphase aufgeteilt werden (vgl. Rn. 139 ff. des BMF-
Schreibens vom 21. Dezember 2017, BStBl 2018 I S. 93, geändert durch das BMF-
Schreiben vom 17. Februar 2020, BStBl I S. 213). Für die Frage des Aufteilungsmaßstabs 
ist das BMF-Schreiben vom 11. November 2004 (BStBl I S. 1061) unter Berücksichtigung 
der Änderungen durch das BMF-Schreiben vom 14. März 2012 (BStBl I S. 311) anzuwenden. 
 



 
Seite 49  

156 Soweit die Leistungen auf geförderten Beiträgen beruhen, unterliegen sie als sonstige 
Einkünfte nach § 22 Nr. 5 Satz 1 EStG in vollem Umfang der Besteuerung. Dies gilt 
unabhängig davon, ob sie in Form der Rente oder als Kapitalauszahlung geleistet werden. 
 

157 Soweit die Leistungen auf nicht geförderten Beiträgen beruhen, gelten die Regelungen in den 
Rn. 150 bis 153 entsprechend. 
 
e) Sonderzahlungen des Arbeitgebers nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 EStG 
 

158 Sonderzahlungen des Arbeitgebers im Sinne des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 EStG 
einschließlich der Zahlungen des Arbeitgebers zur erstmaligen Bereitstellung der 
Kapitalausstattung zur Erfüllung der Solvabilitätsvorschriften nach den §§ 89, 213, 234g 
oder 238 VAG, zur Wiederherstellung einer angemessenen Kapitalausstattung nach 
unvorhersehbaren Verlusten oder zur Finanzierung der Verstärkung der 
Rechnungsgrundlagen aufgrund einer unvorhersehbaren und nicht nur vorübergehenden 
Änderung der Verhältnisse, der Zahlungen des Arbeitgebers in der Rentenbezugszeit nach 
§ 236 Abs. 2 VAG und der Sanierungsgelder sind bei der Ermittlung des Aufteilungsmaßstabs 
nicht zu berücksichtigen. Siehe im Übrigen Rn. 14 ff. 
 
f) Bescheinigungspflicht 
 

159 Nach § 22 Nr. 5 Satz 7 EStG hat der Anbieter beim erstmaligen Bezug von Leistungen sowie 
bei Änderung der im Kalenderjahr auszuzahlenden Leistungen dem Steuerpflichtigen nach 
amtlich vorgeschriebenem Muster den Betrag der im abgelaufenen Kalenderjahr 
zugeflossenen Leistungen zu bescheinigen. In dieser Bescheinigung sind die Leistungen 
entsprechend den Grundsätzen in den Rn. 137 ff. des BMF-Schreibens vom 21. Dezember 
2017 (BStBl 2018 I S. 93, geändert durch das BMF-Schreiben vom 17. Februar 2020, 
BStBl I S. 213) gesondert auszuweisen. 
 
g) Sonderregelungen 
 
aa) Leistungen aus einem Pensionsfonds aufgrund der Übergangsregelung nach § 22 

Nr. 5 Satz 11 EStG 
 

160 Haben Arbeitnehmer schon von ihrem Arbeitgeber aufgrund einer Direktzusage oder von 
einer Unterstützungskasse laufende Versorgungsleistungen erhalten und ist diese 
Versorgungsverpflichtung nach § 3 Nr. 66 EStG auf einen Pensionsfonds übertragen worden, 
werden bei den Leistungsempfängern nach § 22 Nr. 5 Satz 11 EStG weiterhin der 
Arbeitnehmer-Pauschbetrag i. H. v. 1.000 € (§ 9a Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a EStG) bzw. der 
Pauschbetrag für Werbungskosten i. H. v. 102 € nach § 9a Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b EStG und 
der Versorgungsfreibetrag sowie der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag (§ 19 Abs. 2 EStG) 
berücksichtigt. Dies gilt auch, wenn der Zeitpunkt des erstmaligen Leistungsbezugs und der 
Zeitpunkt der Übertragung der Versorgungsverpflichtung auf den Pensionsfonds in denselben 
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Monat fallen. Die Leistungen unterliegen unabhängig davon als sonstige Einkünfte nach § 22 
Nr. 5 Satz 1 EStG der Besteuerung. Die vorstehenden Ausführungen zur Berücksichtigung 
des Versorgungsfreibetrags und des Zuschlags zum Versorgungsfreibetrag gelten 
entsprechend für einen Hinterbliebenenbezug, der auf den Versorgungsbezug folgt. 
 

161 Handelt es sich bereits beim erstmaligen Bezug der Versorgungsleistungen um 
Versorgungsbezüge im Sinne des § 19 Abs. 2 EStG, wird der Pauschbetrag nach § 9a Satz 1 
Nr. 1 Buchstabe b EStG abgezogen; zusätzlich werden der Versorgungsfreibetrag und der 
Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag mit dem für das Jahr des Versorgungsbeginns 
maßgebenden Prozentsatz und Beträgen berücksichtigt. Handelt es sich beim erstmaligen 
Bezug der Versorgungsleistungen nicht um Versorgungsbezüge im Sinne des § 19 Abs. 2 
EStG, weil z. B. keine der Altersgrenzen in § 19 Abs. 2 EStG erreicht sind, ist lediglich der 
Arbeitnehmer-Pauschbetrag (§ 9a Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a EStG) abzuziehen. Wird eine der 
Altersgrenzen in § 19 Abs. 2 EStG erst zu einem späteren Zeitpunkt erreicht, sind ab diesem 
Zeitpunkt der für dieses Jahr maßgebende Versorgungsfreibetrag und der Zuschlag zum 
Versorgungsfreibetrag abzuziehen sowie anstelle des Arbeitnehmer-Pauschbetrags der 
Pauschbetrag nach § 9a Satz 1 Nr. 1 Buchstabe b EStG. Ein Abzug des 
Versorgungsfreibetrags nach § 19 Abs. 2 EStG in der bis zum 31. Dezember 2004 geltenden 
Fassung kommt nach dem 31. Dezember 2004 nicht mehr in Betracht. Dies gilt unabhängig 
vom Zeitpunkt der Übertragung der Versorgungsverpflichtung auf den Pensionsfonds. Folgt 
ein Hinterbliebenenbezug einem Versorgungsbezug, sind die Rn. 180 ff. des BMF-Schreibens 
vom 19. August 2013 (BStBl I S. 1087) in der jeweils aktuell gültigen Fassung entsprechend 
anzuwenden. 
 
bb) Arbeitgeberzahlungen infolge der Anpassungsprüfungspflicht nach § 16 BetrAVG 
 

162 Leistungen des Arbeitgebers aufgrund der Anpassungsprüfungspflicht nach § 16 
Abs. 1 BetrAVG, mit der die Leistungen einer Versorgungseinrichtung ergänzt werden, 
gehören zu den Einkünften nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG. Rn. 161 gilt entsprechend. 
Als Versorgungsbeginn im Sinne des § 19 Abs. 2 EStG ist der Beginn der Zahlung durch den 
Arbeitgeber anzusehen. 
 

163 Erhöhen sich die Zahlungen des Arbeitgebers infolge der Anpassungsprüfungspflicht nach 
§ 16 BetrAVG, liegt eine regelmäßige Anpassung vor, die nicht zu einer Neuberechnung des 
Versorgungsfreibetrags und des Zuschlags zum Versorgungsfreibetrag führen. 
 

164 Ändert sich die Höhe der Arbeitgeberzahlung unabhängig von der 
Anpassungsprüfungspflicht, gilt Folgendes: 
 
Übernimmt die Versorgungseinrichtung die Arbeitgeberzahlung nur zum Teil, ist dies als 
Anrechnungs-/Ruhensregelung im Sinne des § 19 Abs. 2 Satz 10 EStG anzusehen und führt 
zu einer Neuberechnung. Gleiches gilt für den Fall, dass die Versorgungseinrichtung die 
Zahlungen nicht mehr erbringen kann und sich die Arbeitgeberzahlung wieder erhöht. 
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165 Kann die Versorgungseinrichtung die Arbeitgeberzahlungen zunächst vollständig übernehmen 

und stellt diese später (z. B. wegen Liquiditätsproblemen) wieder ein, so dass der Arbeitgeber 
die Zahlungsverpflichtung wieder vollständig erfüllen muss, lebt der Anspruch wieder auf. 
Dies führt nicht zu einem neuen Versorgungsbeginn, so dass für die (Neu-)Berechnung des 
Versorgungsfreibetrags und des Zuschlags zum Versorgungsfreibetrag die „alte“ Kohorte 
maßgebend ist. 
 
cc) Beendigung einer betrieblichen Altersversorgung 
 

166 Bei Beendigung einer nach § 3 Nr. 63 oder § 100 EStG geförderten betrieblichen 
Altersversorgung gilt Folgendes: 
 
Liegt eine betriebliche Altersversorgung im Sinne des BetrAVG vor und wird diese lediglich 
mit Wirkung für die Zukunft beendet, z. B. durch eine Abfindung (ggf. auch in Form der 
Beitragsrückerstattung), dann handelt es sich bei der Zahlung der Versorgungseinrichtung an 
den Arbeitnehmer um sonstige Einkünfte im Sinne des § 22 Nr. 5 EStG und nicht um 
Einkünfte nach § 19 EStG. 
 
Im Fall einer kompletten Rückabwicklung des Vertragsverhältnisses mit Wirkung für die 
Vergangenheit handelt es sich bei der Zahlung der Versorgungseinrichtung an den 
Arbeitnehmer um eine Arbeitslohnzahlung im Sinne des § 19 Abs. 1 EStG, die im Zeitpunkt 
des Zuflusses nach den allgemeinen lohnsteuerlichen Grundsätzen behandelt wird. 
 
Kündigt der Arbeitgeber vorzeitig einen nach § 40b EStG a. F. begünstigten 
Direktversicherungsvertrag und wird der Rückkaufswert im Hinblick auf ein unwiderrufliches 
bzw. unverfallbares Bezugsrecht an den Arbeitnehmer ausgezahlt, ergeben sich aus diesem 
Vorgang keine lohnsteuerlichen Konsequenzen. 
 
Im Gegensatz zur rückwirkenden Aufhebung einer Vereinbarung mit der Rechtsfolge, dass 
der Anspruch auf betriebliche Altersversorgung gänzlich untergeht, bewirkt die Abfindung 
des Anspruchs lediglich einen Rechtsverlust ab dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 
Vereinbarung. Der Pauschalierung nach § 40b EStG a. F. steht die vorzeitige Kündigung 
durch den Arbeitnehmer entgegen. Eine Kündigung durch den Arbeitgeber ist dagegen 
unschädlich. Von einer Kündigung durch den Arbeitgeber ist auszugehen, wenn betriebliche 
Gründe (z. B. Liquiditätsschwierigkeiten) maßgebend waren oder die Kündigung durch den 
Arbeitgeber auf Wunsch des Arbeitnehmers erfolgt ist. Die Kündigung hat keine Auswirkung 
auf eine bis zu diesem Zeitpunkt erfolgte Pauschalierung nach § 40b EStG a. F. 
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IV. Schädliche Auszahlung von gefördertem Altersvorsorgevermögen 
 
1. Allgemeines 
 

167 Wird das nach § 10a/Abschnitt XI EStG steuerlich geförderte Altersvorsorgevermögen an den 
Arbeitnehmer nicht als Rente oder im Rahmen eines Auszahlungsplans ausgezahlt, handelt es 
sich grundsätzlich um eine schädliche Verwendung (§ 93 Abs. 1 EStG; Rn. 195 ff. des BMF-
Schreibens vom 21. Dezember 2017, BStBl 2018 I S. 93, geändert durch das BMF-
Schreiben vom 17. Februar 2020, BStBl I S. 213). Im Bereich der betrieblichen 
Altersversorgung kann eine solche schädliche Verwendung dann gegeben sein, wenn 
Versorgungsanwartschaften abgefunden oder übertragen werden. Entsprechendes gilt, wenn 
der Arbeitnehmer im Versorgungsfall ein bestehendes Wahlrecht auf 
Einmalkapitalauszahlung ausübt (vgl. Rn. 68). 
 

168 Liegt eine schädliche Verwendung von gefördertem Altersvorsorgevermögen vor, gelten die 
Rn. 202 ff. sowie 216 bis 239 des BMF-Schreibens vom 21. Dezember 2017 (BStBl 2018 I 
S. 93), geändert durch das BMF-Schreiben vom 17. Februar 2020 (BStBl I S. 213). 
 
2. Abfindungen von Anwartschaften, die auf nach § 10a/Abschnitt XI EStG 

geförderten Beiträgen beruhen 
 

169 Im Fall der Abfindung von Anwartschaften der betrieblichen Altersversorgung gem. § 3 
BetrAVG handelt es sich gem. § 93 Abs. 2 Satz 3 EStG um keine schädliche Verwendung, 
soweit das nach § 10a/Abschnitt XI EStG geförderte Altersvorsorgevermögen zugunsten 
eines auf den Namen des Zulageberechtigten lautenden zertifizierten privaten 
Altersvorsorgevertrags geleistet wird. Der Begriff der Abfindung umfasst außerdem auch 
Abfindungen, die in arbeitsrechtlich zulässiger Weise außerhalb des Regelungsbereiches des 
§ 3 BetrAVG erfolgen, wie z. B. den Fall der Abfindung ohne Ausscheiden aus dem 
Arbeitsverhältnis. Liegen die übrigen Voraussetzungen des § 93 Abs. 2 Satz 3 EStG vor, kann 
somit auch in anderen Abfindungsfällen als denen des § 3 BetrAVG gefördertes 
Altersvorsorgevermögen aus der betrieblichen Altersversorgung auf einen zertifizierten 
privaten Altersvorsorgevertrag übertragen werden, ohne dass eine schädliche Verwendung 
vorliegt. 
 
3. Abfindungen von Anwartschaften, die auf steuerfreien oder nicht geförderten 

Beiträgen beruhen 
 

170 Wird eine Anwartschaft der betrieblichen Altersversorgung abgefunden, die ganz oder 
teilweise auf nach § 3 Nr. 63, 63a, 66 oder § 100 EStG steuerfreien oder nicht geförderten 
Beiträgen beruht und zugunsten eines auf den Namen des Steuerpflichtigen lautenden 
zertifizierten Altersvorsorgevertrags geleistet wird, unterliegt der Abfindungsbetrag im 
Zeitpunkt der Abfindung nicht der Besteuerung (§ 3 Nr. 55c Satz 2 Buchstabe b EStG; 
Rn. 150 f. des BMF-Schreibens vom 21. Dezember 2017, BStBl 2018 I S. 93, geändert 
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durch das BMF-Schreiben vom 17. Februar 2020, BStBl I S. 213). Die Rn. 152 ff. des 
BMF-Schreibens vom 21. Dezember 2017 (BStBl 2018 I S. 93), geändert durch das BMF-
Schreiben vom 17. Februar 2020 (BStBl I S. 213), gelten entsprechend. 
 

171 Wird der Abfindungsbetrag nicht entsprechend der Rn. 170 verwendet, erfolgt eine 
Besteuerung des Abfindungsbetrags im Zeitpunkt der Abfindung entsprechend den 
Grundsätzen der Rn. 150 bis 157. 
 
4. Portabilität 
 

172 Bei einem Wechsel des Arbeitgebers kann der Arbeitnehmer für Versorgungszusagen, die 
nach dem 31. Dezember 2004 erteilt werden, gem. § 4 Abs. 3 BetrAVG verlangen, dass der 
bisherige Arbeitgeber den Übertragungswert (§ 4 Abs. 5 BetrAVG) auf eine 
Versorgungseinrichtung des neuen Arbeitgebers überträgt. Die Übertragung ist gem. § 93 
Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 EStG dann keine schädliche Verwendung, wenn auch nach der 
Übertragung eine lebenslange Altersversorgung entsprechend § 82 Abs. 2 Satz 2 EStG 
vorgesehen ist. Zu den begünstigten Auszahlungsformen siehe im Einzelnen die 
Ausführungen unter Rn. 68. Dies gilt auch, wenn der alte und neue Arbeitgeber sowie der 
Arbeitnehmer sich gem. § 4 Abs. 2 Nr. 2 BetrAVG freiwillig auf eine Übertragung der 
Versorgungsanwartschaften mittels Übertragungswert von einer Versorgungseinrichtung im 
Sinne des § 82 Abs. 2 EStG auf eine andere Versorgungseinrichtung im Sinne des § 82 Abs. 2 
EStG verständigen. 
 

172a Auch die Fälle des § 3 Nr. 55c Satz 2 Buchstabe a EStG (Übertragung auf einen anderen 
Träger der betrieblichen Altersversorgung; s. Rn. 63) führen zu keiner schädlichen 
Verwendung (§ 93 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 EStG). 
 

173 Erfüllt die Versorgungseinrichtung des neuen Arbeitgebers nicht die Voraussetzungen des 
§ 82 Abs. 2 Satz 2 EStG, gelten die Rn. 150 bis 157 entsprechend. 
 
5. Entschädigungsloser Widerruf eines noch verfallbaren Bezugsrechts 
 

174 Hat der Arbeitnehmer für arbeitgeberfinanzierte Beiträge an eine Direktversicherung, eine 
Pensionskasse oder einen Pensionsfonds die Förderung durch Sonderausgabenabzug nach 
§ 10a EStG und Zulage nach Abschnitt XI EStG erhalten und verliert er vor Eintritt der 
Unverfallbarkeit sein Bezugsrecht durch einen entschädigungslosen Widerruf des 
Arbeitgebers, handelt es sich um eine schädliche Verwendung im Sinne des § 93 Abs. 1 
EStG. Das Versicherungsunternehmen, die Pensionskasse oder der Pensionsfonds hat der 
zentralen Stelle im Sinne des § 81 EStG (Zentrale Zulagenstelle für 
Altersvermögen - ZfA - bei der Deutschen Rentenversicherung Bund) die schädliche 
Verwendung nach § 94 Abs. 1 EStG anzuzeigen. Die gutgeschriebenen Zulagen sind vom 
Anbieter einzubehalten. Darüber hinaus hat die ZfA den steuerlichen Vorteil aus dem 
Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG beim Arbeitnehmer nach § 94 Abs. 2 EStG 
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zurückzufordern. Der maßgebliche Zeitpunkt für die Rückforderung der Zulagen und des 
steuerlichen Vorteils ist der Zeitpunkt, in dem die den Verlust des Bezugsrechts 
begründenden Willenserklärungen (z. B. Kündigung oder Widerruf) wirksam geworden sind. 
Im Übrigen gilt R 40b.1 Abs. 13 ff. LStR. 
 

175 Zahlungen, die das Versicherungsunternehmen, die Pensionskasse oder der Pensionsfonds an 
den Arbeitgeber leistet, weil der Arbeitnehmer für eine arbeitgeberfinanzierte betriebliche 
Altersversorgung vor Eintritt der Unverfallbarkeit sein Bezugsrecht verloren hat (z. B. bei 
vorzeitigem Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis), stellen Betriebseinnahmen dar. Die 
§§ 43 ff. EStG sind in diesem Fall zu beachten. 
 
V. Anwendungsregelungen 
 

176 Dieses BMF-Schreiben ersetzt die BMF-Schreiben vom 6. Dezember 2017 (BStBl 2018 I 
S. 147) und vom 8. August 2019 (BStBl I S. 834). Es ist in allen offenen Fällen 
anzuwenden. In den Beispielen und bei den Zahlenangaben wurden die 2021 geltenden 
gesetzlichen Beträge berücksichtigt. Die besonderen gesetzlichen 
Inkrafttretensregelungen (z. B. Anhebung der Einkommensgrenzen beim BAV-
Förderbetrag ab 2020) sind bei der Anwendung in offenen Fällen vor 2021 zu beachten. 
 

177 Die Regelungen des durch das BMF-Schreiben vom 6. Dezember 2017 (BStBl 2018 I 
S. 147) aufgehobenen BMF-Schreibens vom 24. Juli 2013 (BStBl I S. 1022), geändert 
durch das BMF-Schreiben vom 13. Januar 2014 (BStBl I S. 97) und das BMF-Schreiben 
vom 13. März 2014 (BStBl I S. 554), sind weiter zu beachten, wenn sie auch für Zeiträume 
ab dem 1. Januar 2018 Bedeutung haben. 
 
Dieses BMF-Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 
 
 
Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 


	BMF-Schreiben
	Steuerliche Frderung der betrieblichen Altersversorgung  
	Inhaltsübersicht 
	I. Allgemeines 
	II. Lohnsteuerliche Behandlung von Zusagen auf Leistungen der betrieblichen Altersversorgung 
	III. Steuerliche Behandlung der Versorgungsleistungen 
	IV. Schädliche Auszahlung von gefördertem Altersvorsorgevermögen 
	V. Anwendungsregelungen 




